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Militärregierung Deutschland
Amerikanisches Kontrollgebiet

Gesetz Nr . 63
Drittes Gesetz z«ar Neuordnung des Geldwesens

(Umstellungsgesetz )

TEIL I
Reichsmarkgutbaben hei Geldinstituten

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

9 l
Begriffsbestimmungen

(1) Für die Anwendung dieses Gesetze ,
gelten folgende Begriffsbestimmungen :

1. Altgeldguthaben : Alle Reichsmark¬
guthaben bei Geldinstituten im Wäh¬
rungsgebiet (Ziff . 5) , auch die Reichsmark¬
guthaben , die ' erst durch die Einzahlung
der auf Grund des Währungsgesetzes
abzuliefernden Altgeldnoten entstanden
sind .

a) Altgeldguthaben , Gruppe I : Alle Alt¬
geldguthaben , die nach § 10 und § 11 Abs .
2 , 3 des Währungsgesetzes mit Vordruck
A oder B anzumelden waren , mit Aus¬
nahme der ln (c) (cc ) und (gg ) bezeich¬
nten juristischen Personen und Vereini¬
gungen , zuzüglich der durch Einzahlung
von ablieferungspflichtigen Altgeldnoten
entstandenen ' Altgeldguthaben und unter
Einschluß der Reichsmarkbeträge , die
nach den Vorschriften des Währungsge¬
setzes nachträglich auf diesen Konten
eingehen . \

b ) Altgeldguthaben , Gruppe XI: Die Alt¬
geldguthaben der Geldinstitute .

c) Altgelüguthaben , Gruppe III : Die
Altgeldguthaben folgender Personen und
Vereinigungen :

aa ) der Kassen von Gebietskörperschaf¬
ten und ihrer Behörden (Kassen der
Verwaltung des Vereinigten Wirt¬
schaftsgebietes , Kassen der zonalen
Stellen , Kassen der Behörden und
Einrichtungen der Länder , Regie¬
rungsbezirke , Kreise , Städte , Ge¬
meinden usw . unter Einschluß von

. Eigenbetrieben der öffentlichen Hand
ohne eigene Rechtspersönlichkeit ) ,bb ) der Bahn - und Postverwaitungen ,cc ) der Gemeinsamen Außenhandels -
kasse und der Staatlichen Erfas¬
sungsgesellschaft für öffentliches
Gut ,

dd ) der NSDAP , Ihrer Gliederungen und
angeschlossenen Verbände und aller
sonstigen von der Militärregierung
aufgelösten Organisationen ,ee ) des Reichs und seiner Behörden

\ und Einrichtungen (insbesondere
auch Wehrmacht , OT usw .) ,ff) der Reichsbank ,

gg ) der Metallurgischen Forschungsge¬
sellschaft , der Wirtschaftlichen For -
schungsgesellschaft una anderer für
die Zwecke der Kriegsfinanzierung
oder Kriegsführung errichteten Ge¬
sellschaften im unmittelbaren oder
mittelbaren Besitz eines der zu dd )
bis ff) bezeichneten Rechtsträger .d ) Altgeldguthaben , Gruppe IV : Die Alt¬

geldguthaben aller Personen öder Ver¬
einigungen , die ihren Wohnsitz , Sitz oder
Ort der Niederlassung nicht im Währungs¬
gebiet haben , es sei denn , daß sie dort
steuerpflichtig sind ; ferner ohne Rück¬
sicht auf die Person des Kontoinhabers
die Altgeldguthaben auf Konten , die der
Ansammlung der in den Denazifizierungs -
Verfahren verhängten und zur Unterstüt¬
zung der Opfer des Faschismus bestimm¬
ten Sühnebeträge dienen .

2. Neugeldguthaben : Alle in Deutscher
Mark bei einem Geldinstitut begründe¬ten Guthaben .

3. Familie : Der Ehemann , die nicht dau¬
ernd von ihm getrennt lebende Ehefrau
und die Kinder , die am 21. Juni 1948 das
achtzehrtte Lebensjahr nicht vollendet ha¬
ben , gleichviel , ob sie im elterlichen
Haushalt leben oder nicht .

4. Unternehmen : Alle Personen und Ver¬
einigungen , die ihr Altgeld nach § 11 Abs .
2 des Währungsgesetzes mit Vordruck B
abzuliefern und anzumelden hatten . Nicht
als Unternehmen gelten jedoch die unter
Ziffer i c zu cc bis gg aufgeführten Per¬
sonen und Vereinigungen

5. Währungsgebiet : Land Bayern , Land
Bremen , Land Hessen , Land Württem¬
berg -Baden . Land Niedersachsen , Land
Nordrhein -Westfalen , and Schleswig - Hol¬
stein , Hansestadt Hamburg , Land Baden ,Land Rheinland - Pfalz und Land Würt -
temberg -Hohenzollern .

(2) Für folgende Ausdrücke gelten die
Begriffsbestimmungen des Währungsge¬
setzes (WG ) :

1. Abwicklungsbank (§ 13 WG ) ,
2. Geldinstitute (§ 9 Abs . 2 WG ) ,
3. Geschäftsbetrag (§ 17 WG ) ,
4. Hauptumtauschstelle (5 12 Abs . 1

Ziff . 1 WG ) ,
5. Koptbetrag (8 6 WG ) ,
6. Reichsmark -Abwicklungskonto (§ 14

WG ) .

9 !

Umwandlung und Ablösung der
Altgeldguthaben

(1) Die Altgeld Guthaben der Gruppe I
werden grundsätzlich in der Weise in Neu¬
geldguthaben umgewandelt , daß den In¬
habern für je zehn ' Reichsmark eine
Deutsche Mark gutgeschrieben wird .
Hiervon ist die Hälfte frei verfügbar

(Freikonto ) ! die andere Hälfte wird ei¬
nem gesperrten Konto (Festkonto ) gut¬
geschrieben , über dessen Behandlung in¬
nerhalb von 90 Tagen entschieden wer¬
den wird . Darüber hinaus kann den In¬
habern der Altgeldguthaben ein weiterer
Anspruch im Höchstbetrage von einer
Deutschen Mark für je zehn Reichsmark
Altgeldguthaben gewährt werden . Die
Militärregierung bestimmt nach Anhörung
der deutschen gesetzgebenden Körper¬
schaften Umfang und Art dieses An¬
spruchs .

(2) Die Altgeldguthaben der Gruppe II
erlöschen am 10. Juli 1948 .

(3) Auf Altgeldguthaben der Gruppe III
findet § 9 Anwendung .

(4) Die Altgeldguthaben der Gruppe IV
sind von den Geldinstituten ohne wei¬
teres nach Abs . 1 in Neugeldguthaben
umzuwandeln .

Zweiter Ibsclmilt
Weitere Bestimmungen für Alt¬

geldguthaben
Gruppe I

9 t
Freigabe der Altgeldguthaben zur
Umwandlung ln Neugeldguthaben
(1) Soweit in diesem Gesetz oder in

den ;Durchführungsverordnungen zu die¬
sem Gesetz nichts anderes vorgeschrieben
oder zugeiassen wird , dürfen die Geld¬
institute Altgeldguthaben der Gruppe I
erst nach Freigabe durch die zuständige
Abwicklungsbank in Neugeldguthaben
umwandeln .

(2) Die AbwicMungsbank darf Altgeld -
guthabene nur unter den in den §§ 4 bis 7
bestimmten Voraussetzungen zur Um¬
wandlung in Neugeldguthaben fretgeben .

« 4
Anrechnung der Kopfbeträge und

der Geschäitsbetrage
Die nach § 6 des Währungsgesetzes in

Deutscher Mark ausgezahlten Kopfbe -
träge und die nach § 17 cfes Währungs¬
gesetzes in Deutscher Mark erhobenen
Geschäftsbeträge werden auf die Beträ¬
ge in Deutscher Mark , die den Altgeld¬
besitzern ■ nach § 2 Abs . 1 zustehen ,
grundsätzlich voll angerechnet . Demge¬
mäß vermindert sich der Anspruch auf
Umwandlung von Altgeldguthaben in
Neugeldguthaben
a) zum Ausgleich der Kopfbeträge

um je fünfhundertvierzig Reichsmark
für den Inhaber des Reichsmark -Ab¬
wicklungskontos und für jede Person ,die zu seiner Familie gehört ,

b ) zum Ausgleich des Geschäftsbetrages
um je zehn Reichsmark für jede Deut¬
sche Mark des Geschäftsbetrages .

i 5
Sofortfreigabe

(1) Von dem Gesamtbetrag der Alt¬
geldguthaben einer alleinstehenden Per¬
son oder einer Familie , der nach Abzug
der im § 4 bezeichneten Beträge ver¬
bleibt , können sofort fünftausend Reichs¬
mark zur Umwandlung in Neugeldgut¬
haben freigegeben werden . Dieser Be¬
trag erhöht sich für Gewerbetreibende
und Angehörige freier Berufe auf zehn¬
tausend Reichsmark , wenn der Antrag¬
steller eine Unbedenklichkeitsbescheini¬
gung des Finanzamtes beibringt .

(2) Der Gesamtbetrag der Altgeldgut¬
haben eines Unternehmens , der nach Ab¬
zug deT in | 4 bezeichneten Beträge ver¬
bleibt , ist auf Antrag zur Umwandlung
in Neugeldguthaben freizugeben , 1 wenn
der Antragsteller eine Unbedenklichkeits¬
bescheinigung • des Finanzamts beibringt .
Auf die Unbedenklichkeitsbescheinigung
kann bei Unternehmen verzichtet wer¬
den , wenn das Unternehmen durch Vor¬
lage einer Bescheinigung des Arbeits¬
amtes oder durch Lohnsteuerlisten nach¬
weist , daß es mindestens zwanzig Arbeit¬
nehmer beschäftigt .

» 6

Freigabe der restlichen
Altgeldguthaben

(1) Über ein Guthaben , das dem Ver¬
fügungsverbot des § 2 Abs . 1 Satz 2 un¬
terliegt , darf auch nach etwaiger Auf¬
hebung dieses Verbot » nur verfügt wer¬
den , wenn da « Finanzamt nach Durch¬
führung des im 8 7 vorgesehenen Ver¬
fahrens Verfügungen Über das Guthaben
genehmigt .

(2) Ebenso darf der Teil der Altgeld¬
guthaben , der nach Abzug der im § 4 be¬
zeichneten Beträge und der nach § 5
freigegebenen Beträge verbleibt , nur mit

Genehmigung des Finanzamtes zur Um¬
wandlung in Neugeldguthaben freige¬
geben werden .

I T

Überprüfung der Altgeldguthaben
durch das Finanzamt

(1) Das Finanzamt hat auf Grund der
Vordrucke A und B zu prüfen , ob die
Steuerpflichtigen ihre Steuerpflicht er¬
füllt haben . Soweit dieses -Gesetz und
die dazu ergehenden Durchführungsver¬
ordnungen nicht etwas anderes bestim¬
men , ist dabei nach den Vorschriften der
Reichsabgabenordnung zu verfahren .

(2) Wird auf Grund der im Abs . 1 vor¬
gesehenen ' Prüfung ein Strafverfahren
wegen Steuerhinterziehung zum eigenen
Vorteil eingeleitet , so ist eine vom Tä¬
ter verwirkte Geldstrafe in Reichsmark
festzusetzen , wenn der hinterzogene Be¬
trag zweitausend Reichsmark übersteigt .
Steht die Steuerhinterziehung ln Verbin¬
dung mit gesetzwidrigen Geschäften , so
ist die Geldstrafe so zu bemessen , daß
sie zusammen mit der den Gegenstand
des Vergehens bildenden Steuerschuld
mindestens den Reichsmarkbetrag er¬
reicht , den der Beschuldigte durch ge¬
setzwidrige Geschäfte erworben hat . Sind
die gesetzwidrigen Geschäfte nicht nach¬
haltig getätigt worden , so kann von der
vorstehenden Vorschrift abgewichen wer¬
den , soweit dies zur Vermeidung von
erheblichen Härten für den Beschuldig¬
ten oder seine Familienangehörigen er¬
forderlich ist .

(3) In den Fällen des Ab« . 2 ist die
Steuerschuld und die Geldstrafe aus dem
Vermögen des Täters wie folgt beizu -

. treiben :
1. Zunächst sind die Ansprüche des Tä¬

ters auf Umwandlung seines Altgeld¬
guthabens in Neugeldguthaben als
verfallen zu erklären , soweit die noch ,
nicht umgewandelten Altgeldguthaben
den Betrag der Steuerschuld und der
Geldstrafe nicht übersteigen . Wegen
eines etwaigen Restes der Altgeld¬
guthaben ist die Umwandlung in Neu¬
geldguthaben zu genehmigen .

2. Reichen die noch nicht umgewandel¬
ten Altgeldguthaben zum Ausgleich
der Steuerschuld und der Geldstrafe
nicht aus , so ist der verbleibende
Restbetrag auf Deutsche Mark umzu¬
stellen ; dabei ist für je zehn Reichs¬
mark eine Deutsche Mark in Ansatz
zu bringen .

3. Alsdann ist ein Guthaben , des Tä¬
ters auf einem durch Umwandlung
von Altgeldguthaben in Neugeldgut -
haben entstandenen Festkonto (§ 2,
Abs . 1) für verfallen zu erklären ,
soweit dieses Guthaben die Hälfte
des sich 'nach Ziffer 2 ergebenden
Deuts che -Msrk -Betrages nicht über¬
steigt .

4. Der danach verbleibende Restbetrag
ist aus dem sonstigen Vermögen des
Täters beizutreiben .

(4) Soweit Familienangehörige des Tä¬
ters nach der Reichsabgabenordnung und
den Steuergesetzen für die Steuerschuld
und die Geldstrafe haften , gelten für
die Beitreibung die Vorschriften des
Abs . 2 entsprechend . Soweit der Reichs -
markgegenwert der in Deutscher Mark
beigetriebenen Teile der Steuerschuld
und der Geldstrafe zuzüglich der für ver¬
fallen erklärten Altgeldguthaben und
Festkonten den Gesamtbetrag der Alt¬
geldguthaben des Täters und gegebenen¬
falls seiner Familie vor deren Umwand¬
lung nicht übersteigt , sind die in Deut¬
scher Mark beigetriebenen Beträge für
Rechnung des Landes an die Landeszen¬
tralbank abzuführen und zur Tilgung von
Ausgleichsforderungen (§ 11) zu ver¬
wenden .

9 8
Behandlung der nichtgemeldeten
Altgeldguthaben der Gruppe I

(1) Aus Altgeldguthaben der Gruppei ,
die nicht innerhalb der Frist des § 10
des Währungsgesetzes ordnungsgemäß
angemeldet worden sind , können An¬
sprüche auf Umwandlung in Neugeld¬
guthaben nicht geltend gemacht wer¬
den . Für ehemalige Kriegsgefangene
wird , eine Durchführungsverordnung nä¬
here Bestimmungen treffen .

(2) Das für den Kontoinhaber zustän¬
dige Finanzamt kann gegen die Ver¬
säumung der im Abs . 1 bezeichneten
Frist Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand gewähren . Einem Antrag auf Wie¬
dereinsetzung in den vorigen Stand iat
zu entsprechen , wenn der Antragsteller
glaubhaft macht , daß er ohne eigenes
Verschulden außerstande war , das Alt¬
geldguthaben rechtzeitig anzumelden .
Wird die Wiedereinsetzung in den vo¬
rigen Stand versagt , so kann der An¬

tragsteller binnen einer Frist von einem
Monat seit dem Zugang des Bescheides
des Finanzamtes eine gerichtliche Ent¬
scheidung beantragen . Für die Entschei¬
dung über solche Anträge sind die Ver¬
waltungsgerichte , und , wo Verwaltungs¬
gerichte noch nicht bestehen , die ordent¬
lichen Gerichte zuständig .

(3) Wird dem Antrag auf Wiederein¬
setzung in den vorigen Stand entspro¬
chen , so hat der Antragsteller die mel¬
depflichtigen Altgeldguthaben binnen
einer Frist von einer Woche nach dem
Zugang des Bescheides über die Wie¬
dereinsetzung in den vorigen Stand nach
den Vorschriften des Währungsgesetzes
bei einer Hauptumtauschstelle unter Bei¬
fügung des Bescheides anzumelden . Die
Vorschriften des Währungsgesetzes fin¬
den auf diese Meldung und ^ auf die wei¬
tere Behandlung solcher Altgeldgutha -
ben sinngemäß Anwendung .

Drittes : Abschnitt
Altgeldguthaben , Gruppe III

§ 9
Soweit dieses Gesetz und die dazu er¬

gehenden Durchiührungsverordnungen
nicht etwas anderes bestimmen , begrün¬
den die nichtmeldepflichtigen Altgeldgut¬haben keinen Anspruch auf Umwand¬
lung in Neugeldguthaben . Diese Altgeld¬
guthaben erlöschen .

VSarter Abschnitt
Deckung der aus der Umstellung des
Geldwesens hervorgehenden Verbind¬

lichkeiten der Geldinstitute
$ lö

Deckung durch flüssige Mittel
(1) Den Geldinstituten , mit Ausnahme

der Landeszentralbanken und der Bank
deutscher Länder , werden für je hundert
Deutsche Mark ihrer Verbindlichkeiten
aus Einlagen , die durch Umwandlung
von Altgeldguthaben entständen sind ,von der Landeszentralbank

a ) fünfzehn Deutsche Mark , soweit efisich um Sichtverbindlichkeiten , un ^b ) sieben und eine halbe Deuttffche
Mark , soweit es sich um befristete
Verbindlichkeiten oder Spareinlagen
handelt ,

auf Girokonto gutgeschrieben .
(2) Den Landeszentralbanken werden

für je hundert Deutsche Mark ihrer 1- aus
der Umstellung des Geldwesens hervor¬
gehenden Verbindlichkeiten aus Einlagen
dreißig Deutsche Mark von der Bank
deutscher Länder gutgeschrieben .

(3) Die zu Beginn des 21 . Juni 1948 bei
den Geldinstituten vorhandenen Be¬
stände an Kleingeldzeichen , die auf Deut¬
sche Mark umgestellt sind , werden auf
die nach den Abs . 1 und 2 vorzunehmen¬
den Gutschriften angerechnet .

9 ll

Deckung durch Ausgleichsforde¬
rungen gegen die öffentliche Hand

(1) Den Geldinstituten wird , soweit
ihre Vermögenswerte unter Einrechnung
der im § 10 bezeichneten flüssigen Mittel
zur Deckung der aus der Umstellung des
Geldwesens hervorgehenden Verbindlich¬
keiten nicht ausreichen , nach näherer
Vorschrift einer Durchführungsverord¬
nung eine mit drei vom Hundert jähr¬
lich verzinsliche Ausgleichsforderung
gegen die öffentliche Hand zugeteilt . Die
Zuteilung der Ausgleichsforderung kann
nach Anhörung der Landeszentralbank
von der Erfüllung von Auflagen der
Bankaufsichtsbehörde abhängig gemacht
werden . Jedes Geldinstitut , das hiernach
Ausgleichsforderungen erhält , hat seine
Rechte aus Ansprüchen der im § 14 be¬
zeichneten Art auf das Land zu Über¬
tragen , in dem es seinen Sitz hat .

(2) Schuldner der im Abs . 1 bezeich¬
neten Ausgleichsforderungen sind gegen¬
über der Bank deutscher Länder und
den Postsparkassen das Vereinigte Wirt¬
schaftsgebiet und die -Länder dos fran¬
zösischen Besatzungsgebiets , gegenüi >?r
den übrigen Geldinstituten die Länder .

(3) Die Landeszentralbank ist berech¬
tigt , Ausgleichsforderungen eines Geld¬
instituts ihres Bezirks , soweit dies zur
Aufrechterhaltung der Zahlungsbereit -
scftgft des Geldinstituts erforderlich ist , zu
beleihen oder in besonderen Fällen an¬
zukaufen . Sie kann verlangen , daß das
Geldinstitut eine von ihr Übernommene
Ausgleichsforderung zurückerwirbt , wenn
der - Grund für den Ankauf nachträglich
wegfällt . Ebenso ist die Bank deutscher
Länder berechtigt , Ausgleichsforderungen
der Landeszom ^albanken su beleihen
oder anzukaufen .

Wir veröffentlichen in die¬
ser Sonder-Ausgabe den
amtlichen Wortlaut des
„Dritten Gesetzes zur Neu¬
ordnung des Geldwesens
(Umstellungsgesetz) “ und
die erlassenen drei Durch-

führungs - Verordnungen.

Lizenz-Nummer : US - WB 112. Heraus¬
geber u , Chefredakteur : Felix Richter .
Verlag : „ Süddeutsche Allgemeine " ,
Pforzheim/Baden . Druck : Bad. Press «.

(4) Die Ausgleichs !ord erungen der
Geldinstitute dürfen nur von Geldinsti¬
tuten und nur zum Nennwert veräußert
und erworben werden . Sie " sind in den
Bilanzen der Geldinstitute zum Nenn¬
wert einzusetzen .

9 u
Ausstattung der Geldinstitute mit
einem angemessenen Eigenkapital

<f ) Die Zuteilung von Ausgleichsfor¬
derungen an die Geldinstitute ist grund¬
sätzlich . so zu bemessen , daß die Ver¬
mögenswerte ausreichen , um neben den
aus der Umstellung des Geldwesens her¬
vorgehenden Verbindlichkeiten der Geld¬
institute sowie den auf Deutsche Mark
umgestellten nichtbankgeschäftlichen Ver¬
bindlichkeiten auch ein angemessenes
Eigenkapital zu decken . Das Nähere hier¬
für bestimmt eine Durchführungsver¬
ordnung .

(2)* War ein Geldinstitut vor der Um¬
stellung ohne Eigenkapital , so kann an
die Zuteilung der Ausgleichsforderung
der Vorbehalt geknüpft werden , daß sie
in Höhe des auf die Ausstattung mit
einem vorläufigen Eigenkapital entfallen¬
den Betrages dem Land zur angemesse¬
nen Verwendung wieder zur Verfügung
zu stellen ist , sobald das Geldinstitut ein
angemessenes Eigenkapital anderweitig
b (' schafft hat .

(3) Bei Geldinstituten , die der Zutei¬
lung einer Ausgleichsforderung gegen die
öffentliche Hand nicht bedürfen , soll das
Eigenkapital nach der Umstellung der
Bilanz auf Deutsche Mark den Betrag
von hundert Deutsche Mark für je hun¬
dert Reichsmark des in der Bilanz zum
31. Dezember 1947 ausgewiesenen Eigen¬
kapitals nicht übersteigen . Ein etwaiger
Überschuß über diesen Betrag fällt nach
näherer Bestimmung einer Durchfüh¬
rungsverordnung der öffentlichen Hand zu .

T E I L II
Schuldverhältnisse

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 13

Begriffsbestimmungen
(1) Schuldverhältnisse im Sinne dieses

Gesetzes sind alle auf die Zahlung einer
Geldsumme gerichteten Forderungen (ein¬
schließlich Gerichtskosten und Strafen )
mit Ausnahme der Guthaben bei Geld¬
instituten .

(2) Allgemeine Schuld Verhältnisse im
Sinne dieses Gesetzes sind alle Schuld¬
verhältnisse (Abs . 1) mit Ausnahme der
Ansprüche aus Pfandbriefen und ver¬
wandten Schuldverschreibungen sowie der
Versicherungs -Ansprüche (einschließlich
der Ansprüche aus Bausparverträgen ) .

(3) Reichsmarkverbindlichkeiten und
Reichsmarkforderungen im Sinne dieses
Gesetzes sind alle Verbindlichkeiten und
Forderungen aus vor dem 21 . Juni 1948
begründeten Schuldverhältnissen (Abs . 1) ,
die auf Reichsmark , Rentenmark oder
Goidmark lauten oder znch den vor dem
Inkrafttreten des Währungsgesetzes in
Geltung gewesenen Vorschriften in Reichs¬
mark zu erfüllen gewesen wären . Auf
Reichsmarkverbindlichkeiten , die bei Be¬
ginn des 21. Juni 1948 bereits erloschen
waren , findet dieses Gesetz -keine An¬
wendung .

(4) Angehörige der Vereinten Nationen
lm Sinne dieses Gesetzes sind :

1. Personen , die beim Inkrafttreten die¬
ses Gesetzes Staatsangehörige der in
der Anlage verzeichneten Länder sind ,

2. juristische Personen und Personen¬
vereinigungen , die nach den Geset¬
zen eines der in Ziff . l bezeichneten
Länder errichtet worden sind .

Dies gilt nicht für natürliche und ju¬
ristische Personen und Personenvereini¬
gungen , bei denen die verste henacn Vor¬
aussetzungen am 8. Mai 1945 nient zu¬
trafen .

8 14
Verbindlichkeiten des Reichs

und gleichgestellte Verbindlichkeiten
Vorbehaltlich einer allgemeinen Rege¬

lung für die Ansprüche der im § 13 des
Abs . 4 bezeichneten Personen und Ver¬
einigungen finden die Vorschriften tm
Zweiten , Dritten und Vierten Abschnitt
von Teil II dieses Gesetzes auf folgende
Reichsmarkverbindlichkeiten keine An¬
wendung :

1. Verbindlichkeiten des Reichs ,2. Verbindlichkeiten dei * NSDAP , Ihrer
Gliederungen und angeschlossener »
Verbände , sowie aller übrigen Orga¬
nisationen , die von der Militärregie¬
rung aufgelöst worden sind ,

3. vor dem 9. Mai 1945 begründete Ver¬
bindlichkeiten der Reichsbann una
der Reichspost , soweit sie nicht von
den Bahn - und Postverwaltungen im
Währungsgebiet Übernommen wer¬
den ,

4. Verbindlichkeiten der Reichsbank ,
soweit sie nicht von den Landeszen -
tralbanken übernommen werden .

5. vor dem 9. Mai 1945 begründete Ver¬
bindlichkeiten der Metallurgischen
Forschungsgesellschaft , der Wirt -

\
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schaftlichen Forsch ungsgesellschaft
und anderer für die Zwecke der
Kriegsflnanzierung oder Kriegsfüh -

ung errichteter Gesellschaften im
unmittelbaren oder mittelbaren Be¬
sitz eines der vorstehend bezeich -
neten Rechtsträger .

t 15
Verbindlichkeiten gegenüber

Angehörigen der Vereinten Nationen
(1) Die Vorschriften im Teil IX dieses

Gesetzes finden auch auf Reichsmark¬
verbindlichkeiten gegenüber Angehöri¬
gen der Vereinten Nationen Anwendung .
Dies gilt nicht , wenn der Gläubiger die
Annahme einer nach den Vorschriften
dieses Gesetzes angebotenen oder be¬
wirkten Leistung verweigert oder bis
zum 30. August 1948 durch Erklärung
gegenüber dem Schuldner der in die¬
sem Gesetz vorgeschriebenen Umstellung
des Schuldverhältnisses auf Deutsche
Mark widerspricht .

(2) Im Falle des Abs : 1 Satz 3 ist das
Land , in dem sich der Wohnsitz , Sitz
oder Ort der Niederlassung des Schuld¬
ners befindet , dem Schuldner gegenüber
verpflichtet , ihn von allen Verbindlich¬
keiten zu befreien , die ihm gegebenen¬
falls auf Grund dos Vorbehalts des
Gläubigers über die Verpflichtungen hin¬
aus auferlegt werden , die sich für ihn
bei einer Umstellung des Schuldventält -
nisses nach den Vorschriften des § 18
ergeben würden . Der Schuldner darf die
zusätzliche Verbindlichkeit und den Be¬
freiungsanspruch gegenüber dem Land
erst dann als Passivum bzw . Aktivutn
in seine Bilanz einsetzen , wenn die
Höhe der Verpflichtung endgültig fest¬
steht .

(3) Ist ein Angehöriger der Vereinten
Nationen vertraglich berechtigt , wegen
einer ihm gegen einen deutschen Schuld¬
ner zustehenden Forderung in deutscher
oder ausländischer Währung von einem
anderen Deutschen Befriedigung zu ver¬
langen , so ist das Land , in dem sich der
Wohnsitz , Sitz oder Ort der Niederlas¬
sung des Zweitschuldners befindet , ver¬
pflichtet , diesen von allen etwaigen zu¬
sätzlichen Verbindlichkeiten im Sinne des
Abs . (S) zu befreien . .

(4) Im Falle des Abs . 1 Satz 2 können
Ansprüche aus dem Schuldverhältnis
nicht geltend gemacht werden , solange
das Schicksal der Reichsmarkverbindlich¬
keiten gegenüber Angehörigen der Ver¬
einten Nationen nicht endgültig gere¬
gelt worden ist .

(5) Eine in ausländischer Währung ein¬
gegangene Verbindlichkeit kann nur mit
Zustimmung des Gläubigers in Deut¬
scher Mark erfüllt werden .

Zweiter Abschnitt
Allgemeine Schuldverhältnisse

8 16
Umstellung der Reichsmarkverbind-

- iim , liehkeiten auf Deutsche MaVk
(1) Die Relchsmarkforderungen wer -

n -vidfln grundsätzlich mit der Wirkung auf
Deutsche Mark umgestellt , daß der
Schuldner an den Gläubiger für je zehn
Reichsmark eine Deutsche Mark zu zah¬
len hat .

(3) Die Militärregierung behält sich vor ,
den Gläubigem von Reichsmarkforderun¬
gen , die nach Abs . 1 auf Deutsche Mark
umgestellt worden sind , nach Anhörung
der deutschen gesetzgebenden Körper¬
schaften einen weiteren Anspruch im
Höchstbetrage von einer Deutscher ! Mark
für je zehn Reichsmark der Schuld¬
summe zuzuerkennen . In diesem Falle
wird der Anspruch auch den Gläubigern
solcher Forderungen zuerkannt werden ,
die inzwischen untergegangen sind .

(3) Die Heranziehung der Schuldner¬
gewinne zum Lastenausgleich obliegt der
deutschen Gesetzgebung .

9 n
Rechnungserteilungfür

Reichsmarkverbindlichkeiten
Eine vor dem 21. Juni begründete Ver¬

bindlichkeit verliert nicht dadurch die
Eigenschaft einer Reichsmarkverbindlich¬
keit , daß der Gläubiger die Rechnung
für die von ihm vor diesem Zeitpunkt
bewirkte Leistung erst nach dem 2#.
Juni 1948 vorlegt .

9 18
Sonderregelung für bestimmte
Reichsmarkverbindlichkeiten

(1) Folgende Reichsmarkverbindlichkei¬
ten werden in Abweichung von 8 16 mit
der Wirkung auf Deutsche Mark umge¬
stellt , daß derSchuldner für jede Reichs¬
mark eine Deutsche Mark zu zahlen hat :
1. Löhne und Gehälter , Miet - u> Pacht¬

zinsen , Ayenteile , Renten , Pensionen
und andere regelmäßig wiederkeh¬
rende Leistungen , die nach dem
20. Juni 1948 fällig geworden sind oder
fällig werden ,

2. Verbindlichkeiten aus Kaufverträgen
und Werkverträgen , wenn -und so¬
weit die Gegenleistung vor dem 22.
Juni 1918 noch nicht bewirkt war .

3. Verbindlichkeiten aus der Ausein¬
andersetzung zwischen Gesellschaften ,
Miterben , Ehegatten , geschiedenen
Ehegatten , Eltern und Kindern , Ver¬
bindlichkeiten gegenüber Pflichtteil -
berechtigten und Vermächtnisneh -
ihem sowie Verbindlichkeiten , die
der Uebemehmer eines Guts oder
eines Vermögens dem anderen Ver¬
tragsteil gegenüber zur Abfindung
eines Dritten eingegangen ist ,

4. alle am 19. und 20. Juni 1918 einge¬
gangenen Reichsmarkverbindllchkei -
ten .

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung
auf wiederkehrende Leistungen , die für
einen vor dem 1. Juni 1948 liegenden
Zeitraum geschuldet werden .

(3) Alle Reichsmarkverbindlichkeiten
aus Schuldverhältnissen zwischen Geld¬
instituten . im Währungsgebiet erlöschen .

8 19
Umstellung von

Kriegsgefangenen-Zertifikaten
(1) Auf englische Pfunde , nordamerika¬

nisch ' oder französische Fran¬
ken lautende , noch nicht eingelöste
Kr - "" '" nen - Zertifikate , deren In¬
haber nf .eh ihrer Entlassung aus briti¬

scher , amerikanischer oder französischer
Kriegsgefangenschaft in das Währungs¬
gebiet zurückgekehrt sind oder dort ih¬
ren Wohnsitz begründet haben , gelten
als Verbindlichkeiten .

(2) Zertifikate der im Abs . 1 bezeich -
neten Art , deren Inhaber vor dem 16 .
Mai 1948 in das Währungsgebiet zurück¬
gekehrt sind oder dort ihren Wohnsitz
begründet haben und daher die Mög¬
lichkeit gehabt hätten , die Zertifikatein
Reichsmark einzulösen , werden im Ver¬
hältnis von zehn Reichsmark zu einer
Deutschen Mark auf Deutsche Mark um¬
gestellt .

(3) Zertifikate der im Abs . 1 bez eieb¬
neten Art , deren Inhaber nach dem 15 .
Mai 1948 in das Währungsgebiet zurück¬
gekehrt sind oder dort ihren Wohnsitz
begründet haben , werden im Verhält¬
nis von einer Reichsmark zu einer Deut¬
schen Mark auf Deutsche Mark umge -
stellt .

(4) Die Geldmittel , die für die vor¬
stehenden Zahlungen erforderlich sind ,
werden durch Beiträge der drei Militär¬
regierungen des Währungsgebiets aufge¬
bracht und auf die Länder im Verhält¬
nis zu ihrer Bevölkerungszahl aufge¬
teilt .

8 20
Rücktrittsrecht bei Lieferverträgen
(1) Der Schuldner einer unter § 18 Abs .

1 Ziff . 2 fallenden Geldschuld kann bis
zum 10. Juli 1948 vom Vertrage zurück¬
treten .

(2) Macht der Schuldner von dem Rück¬
trittsrecht Gebrauch , so findet § 16 auf
die Verpflichtung zur Rückerstattung
einer in Reichsmark geleisteten Anzah¬
lung -Anwendung .

(3) War die dem Gläubiger obliegende
Gegenleistung Gegenstand eines Werk¬
vertrages , so hat der Gläubiger in Ab¬
weichung von 8 649 BGB nur Anspruch
auf Ersatz der Aufwendungen , die er
für die Gegenleistung gemacht hat . Auf
die Verpflichtung zum Ersatz von Auf¬
wendungen , die der Gläubiger vor dem
21. Juni 1948 gemacht hat , findet 8 18
Anwendung . War Gegenstand des Werk¬
vertrages die Herstellung einer nicht
vertretbaren Sache aus einem vom Gläu¬
biger zu beschaffenden Stoff , so wird
der gemeine Wert , den das Werk im
Zeitpunkt des Rücktritts hat , auf den
Anspruch des Gläubigers auf Ersatz , sei¬
ner Aufwendungen angerechnet .

8 21
Vertragshilfe

(1) Vor dem 21. Juni 1948 begründete
Verbindlichkeiten aus allgemeinen Schuld¬
verhältnissen können auf Antrag des
Schuldnersim Wege richterlicher Ver¬
tragshilfe gestundet oder unter den
Nennbetrag in Deutscher Mark , auf den
sie nach den Vorschriften dieses Geset¬
zes umzustellen sind , herabgesetzt wer¬
den , wenn und soweit die Zahlung des
in Deutscher Mark geschuldeten Betra¬
ges oder die fristgemäße Zahlung die¬
ses Betrages dem Schuldner hei gerech¬
ter Abwägung der Interessen und der
Lage beider Teile nicht zugemutet wer¬
den kann .

(2) Wird die richterliche Vertragshilfe
zwecks Stundung oder Herabsetzung ei¬
ner nach 8 18 umgestellten Verbindlich¬
keit angerufen , so ist der Antrag ohne
weiteres zurückzuweisen , wenn und so¬
weit den auf Deutsche Mark umgestell¬
ten Reichsmarkverbindlichkeiten des
Schuldners nicht Reichsmarkforderungen
gegenüberstehen , bei denen nach § 14
eine Umstellung auf Deutsche Mark un¬
terbleibt .

(3) Löhne und Gehälter , Steuerschul¬
den , Gebühren , Abgaben , Bußen , Süh¬
nebeträge und Strafen sowie auf öffent¬
lichem Recht beruhende Beiträge können
nicht im Wege richterlicher Vertrags¬
hilfe herabgesetzt oder gestundet wer¬
den .

(4) Wer aus einer Lieferung oder ei¬
ner sonstigen Leistung Forderungen ge¬
gen das Reich oder andere Forderungen
der in 8 14 bezeichneten Art besitzt ,
kann die ihm gegenüber seinen Vor¬
lieferanten obliegende Leistung verwei¬
gern , soweit er selbst nicht befriedigt
worden ist . Entsprechendes gilt für das
Verhältnis mehrerer Vorlieferanten un¬
tereinander .

Oriltor Abschnitt
Pfandbriefe und verwandte

Schuldverschreibungen
9 22

(1) Pfandbriefe , Rentenbriefe , Kommu -
nalsdiuldverschreibungen und andere
Schuldverschreibungen , die von Grund¬
kreditanstalten , Kommunalkreditanscal -
ten , Schiffsbeleihungsbanken und Ablö¬
sungsanstalten ausgegeben worden sind ,
werden durch Ersetzung von je zehn
Reichsmark oder Goldmark durch eine
Deutsche Mark umgestellt . Soweit die
Militärregierung von dem Vorbehalt des
§ 16 Abs . 2 Gebrauch macht , wird das
Umstellungsverhältnis entsprechend er¬
höht . Was für die im Satz 1 bezeichne¬
ten Schuldverschreibungen bestimmt ist ,
gilt auch für Darlehen , die für Grund¬
kredit - oder Kommunalkreditzwecke
aufgenommen worden sind .

(2) Die im § 11 . vorgesehene Au *-
gleichsforderung gegen die öffentliche
Hand wird , soweit sie Geldinstituten der
im Abs . 1 bezeichneten Art als Deckung
der von ihnen ausgegebenen Schuldver¬
schreibungen und Schuldurkunden zuge¬
teilt wird , mit viereinhalb vom Hundert
jährlich verzinst . Näheres regelt eine
Durchführungsverordnung . Diese kann
den Zinssatz der Schuldverschreibungen
und Schuldurkunden für einen von ihr
zu bestimmenden Zeitraum herabsetzen .

Vierter Abschnitt
Versicherung

8 23
Sozialversicherung

Die Neuordnung der Sozialversiche¬
rung obliegt den deutschen gesetzgeben¬
den Körperschaften . Bis zu einer sol¬
chen Neuordnung sind die Versicherungs¬
leistungen zu demselben Nennbetrag ln
Deutscher Mark zu beiwirken , wie sie
bisher in Reichsmark zu bewirken wa¬
ren ; Beiträge zur Sozialversicherung hat
ein Versicherter von dem Tag an , zu

dem zum ersten Male für ihn Lohn¬
steuer in Deutscher Mark einbehalten
wird , zu demselben Nennbetrag in Deut¬
scher Mark zu leisten , wie bisher ln
Reichsmark . Die Landesregierungen kön¬
nen die Vgrsicherungsledstungen und
die Beiträge big zum Erlaß der im
Satz 1 vorgesehenen Gesetze anderwei¬
tig festsetzen .

I 54
Versicherung außerhalb der

Sozialversicherung
(1) Die aus Lebensversicherungsschel -

nen sowie aus Versicherungs - oder Rück¬
versicherungsverträgen entstandenen Ver¬
bindlichkeiten und Rücklagen werden im
Verhältnis von einer Deutschen Mark
für je zehn Reichsmark umgestellt ; falls
von dem Vorbehalt des § 16 Abs . 2 Ge¬
brauch gemacht wird , verbessert sich
das Umstellungsverhältnis entsprechend .
Die Versicherungsnehmer sind berech¬
tigt , durch Zahlung des erforderlichen
Betrages in Deutscher Mark ihre Le¬
bensversicherungen bis zu dem ur¬
sprünglich in Reichsmark ausgedrückten
Betrag wiederherzusteilen .

(2) Die Länder des Währungsgebiets
sind nach Maßgabe de « geschätzten Prä¬
mienaufkommens eines jeden Unterneh¬
mens ln jedem Land dafür verantwort¬
lich , daß alle Versicherungs - und Rück¬
versicherungsunternehmen bei Abschluß
der Neuordnung des Geldwesens Aktiven
in Höhe von mindestens einhundertund -
fllnf v . Hundert ihrer Verbindlichkeiten
(mit Ausnahme des Eigenkapitals ) erhal¬
ten . Zu diesem Zweck sind den Ver¬
sicherungs - und RUckversicherungsunter -
nehmen Ausgleichsforderungen zuzutei¬
len . Falls nach Abschluß der Neuordnung
des Geldwesens die Aktiven eines Ver¬
sicherung «- oder Rückversicherungsunter¬
nehmens mehr als einhundertundfünf
vom Hundert seiner Verbindlichkeiten
(mit Ausnahme des Eigenkapitals ) betra¬
gen , werden für die Behandlung eines
solchen Überschusses Bestimmungen ent¬
sprechend der für Geldinstitute getroffe¬
nen Regelung erlassen .

(3) Die Verbindlichkeiten der Ver -
sicherungBunternehmen aus Versiche¬
rungsscheinen , die bei der Deutschen
Kriegsversicherungsgemeinschaft rückge¬
deckt waren , gehen hiermit auf die
Deutsche Kriegs -Versicherungs -Gemein -
sebaft über . Die der Deutschen Kriegs -
Versicherungsgemeinschaft vom Reich ge¬
gebene Garantie gilt als Forderung ge¬
gen das Reich .

(4) Die Landeszentralbank ist berechtigt ,
Ausgleichsforderungen eines Versiche -
rungsuntemehmens , soweit dte6 zur Auf¬
rechterhaltung der Zahlungsbereitschaft
des Versicherungsuntemehmens erfor¬
derlich ist , zu beleihen oder in beson¬
deren Fällen anzukaufen . Die Versiche¬
rungsaufsichtsbehörde kann verlangen ,
daß das Versicherungsunternehmen eine
an die Landeszentralbank verkaufte Aus -
gleichsforderung zurückerwirbt , wenn
der Grund für den Ankauf nachträglich
wegfäilt .

(5) Wenn ein Versicherungsunterneh¬
men im Namen oder für Rechnung des
Reichs gehandelt oder unter einer vom
Reich gegebenen Garantie besondere Ge¬
schäfte betrieben hat , so werden diese
nicht in die Eröffnungsbilanz in Deut¬
scher Mark aufgenommen . Alle sich
daraus ergebenden Ansprüche gelten als
Forderungen gegen das Reich .

(8) Alle Verbindlichkeiten eines Ver¬
sicherungs - oder Rückversicherungsunter¬
nehmens mit Sitz im Währungsgebiet ,
die auf Grund eines außerhalb dieses
Gdbietets ergangenen Gesetzes einem
anderen Unternehmen übertragen worden
sind , erlöschen hiermit . Sie sind nicht in
die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark
für das Unternehmen aufzunehmen . In
gleicher Weise übertragene Aktiven wer¬
den lediglich mit dem Wert von einer
Deutschen Mark eingesetzt .

(7) Forderungen gegen das Reich wer¬
den nichit in die Eröffnungsbilanz in
Deutscher Mark aufgenommen .

(8) Versicherungsunternehmen , die von
einem Land Ausgleichsforderungen erhal¬
ten , haben alle ihre Rechte aus Ansprü¬
chen der in 8 14 bezeichneten Art auf
dieses Land zu übertragen .

(9) Eine Verordnung zu diesem Gesetz
wird - Bestimmungen über das Erlöschen
von solchen Lebensversicherungsverträ¬
gen treffen , für die seit mehr als zwölf
Monaten fällige Prämien nichit gezahlt
wurden .

9 29
'■ Bausparkassen

Für die Umstellung der Guthaben der
Bausparer gilt grundsätzlich die Vor¬
schrift des 9 16. Fin Bausparverhältnis
wird fortgesetzt ; die Beiträge weTden zu
demselben Nennbetrag in Deutscher
Mark weitergezahlt wie bisher in Reichs¬
mark . Die Bausparsumme ist hiernach
neu festzusetzen . Gesetzliche oder ver¬
trägliche Rechte der Bausparer , eine Än¬
derung des Bausparverhältnisses zu ver¬
langen , bleiben unberührt . Näheres regelt
eine Durchführungsverordnung . Diese be¬
stimmt für den Fall , daß die Militär¬
regierung von dem Vorbehalt des 9 2 ,
Abs . 1 Satz 3 oder dem Vorbehalt des
9 16, Abs . 2 Gebrauch macht , wie sich die
Zuerkennung weiterer Ansprüche auf
Bausparverhältnia auswirkt .

TEIL XII
Vorschriften verschiedenen Inhalts

§ 26
Verfügungsbeschränkungen

(1) Die Umwandlung eines Altgeldgut¬
habens in ein Neugeldguthaben gilt nicht
als Verfügung oder Geschäft im Sinne
der Gesetze Nr . 52 und 53 der Militär¬
regierung .

(2) Die Verfügungsbeschränkungen der
Gesetze Nr . 52 und 53 der Militärregie¬
rung finden auf alle Altgeldguthaben u .
auf alle Forderungen und Verblndlich -
keiten ln Deutscher Mark Anwendung ,
deren Gläubiger oder Schuldner ihren
Wohnsitz , Sitz oder Ort der Nieder¬
lassung ln einem deutschen Gebiet
außerhalb des Währungsgebietes haben .

| 27

Anpassungsmaßnahmen auf dem
Gebiete des Arbeitsrechts und des

Beamtenrechts
(1) Vor dem 21 . Juni ' 1948 abgeschlos¬

sene Arbeitsverträge , die nach den be¬
stehenden Vorschriften oder Vereinbarun¬
gen erst zu einem späteren Zeitpunkt
als dem 30 . September 1948 kündbar sind ,
können bereits zu dem Zeitpunkt , der
in der Mitte zwischen dem zulässigen
frühesten Kündigungstermin und dem
30. September 1948 liegt , auf jeden Fall
jedoch zum 31. März 1949, mit einer Frist
von sechs Wochen gekündigt werden .
Beträgt das vereinbarte Entgelt mehr als
achthundert Reichsmark monatlich , so
kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist
von vier Wochen zum 30. September 1948
gekündigt werden .

(2) Es werden ermächtigt :
a) der Verwaltungsrat des Vereinigten

Wirtschaftsgebietes für die ihm un¬
terstellten Verwaltungen unter Ein¬
schluß der Bahn - und Postverwal¬
tungen ,

b ) die Bank deutscher Länder für sich
upd die Landeszentralbanken ,

c) die Landesregierungen für alle son¬
stigen Körperschaften . Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts
innerhalb ihres Landes

auf dem Gebiete des Beamtenreehts , ins¬
besondere des Besoidungs - und Versor¬
gungsrechts , die Maßnahmen zu treffen ,
die ihnen zur Sicherung der Währung
und der öffentlichen Finanzen geboten
erscheinen . Diese Ermächtigung tritt am
31. März 1949 außer Kraft .

9 28
Verbot von Haushaltsdefiziten

Die Ausgaben der öffentlichen Hand
müssen durch laufende Einnahmen ge¬
deckt sein . Die Beschaffung von Mitteln
im Kreditwege ist pur im Vorgriff auf
künftige Einnahmen zulässig . Die Mili¬
tärregierung behält sich vor , in Haus -
haltsangelegenheiten einzugreifen , wenn
die Aufrechterhaltung dieser Grundsätze
gefährdet ist .

9 29
Lastenausgleich

Die zur Durchführung des Lasten¬
ausgleichs erforderlichen Mittel sind
durch besondere Vermögensabgaben auf¬
zubringen , deren Erträge zu diesem
Zweck einem außeretatmäßigen Aus¬
gleichsfonds zuzuführen sind . Das Nähere
regeln die nach der Präambel zum Wäh¬
rungsgesetz bis zum 31 . Dezember 1948
zu erlassenden deutschen Gesetze über
den Lastenausgleleh . Diese bestimmen
auch , inwieweit für die durch die Geld¬
reform entstehenden Verluste oder an¬
dere Verluste eine Entschädigung zu ge¬
währen ist . Hierbei sind insbesondere
Verluste auf Grund des Kontrollrats -
gesetzes Nr . 5 und infolge von Repa¬
rationsentnahmen zu berücksichtigen .

9 30 ■,
Anmeldung von Wertpapieren

(1) Wertpapiere , die Rechte gegen das
Reich oder einen der in § 14 Ziff . 2 bis 5
bezeichneten Rechtsträger verbriefen ,
sind von den im Währungsgebiet ansäs¬
sigen Inhabern bis zum 26. Juli 1948 bei
einem Geldinstitut anzumelden . Das Mit¬
eigentum an Wertpapieren im Girosam¬
meldepot unterliegt nicht der Melde¬
pflicht . Kann der Anmeldepflichtige als
unmittelbarer oder mittelbarer Besitzer
über die anzumeldenden Wertpapiere tat¬
sächlich verfügen , so hat er sie gleich¬
zeitig mit der Meldung auf einem Sperr¬
depot bei dem Geldinstitut zu hinter¬
legen , bei dem sie angemeldet werden .
Die Geldinstitute , mit Ausnahme der
Bank deutscher Länder , der Postscheck¬
ämter und der Postsparkasse , sind zur
Entgegennahme der Meldung und zur
Annahme der Wertpapiere im Rahmen
der bestehenden gesetzlichen Vorschrif¬
ten verpflichtet .

(2) Die Versäumung der im Abs . 1 be¬
zeichneten Frist zieht grundsätzlich den
Verlust der dem Inhaber gegebenenfalls
im Rahmen des Lastenausgleichs erwach¬
senden Entschädigungsansprüche nach sich .

9 31
VorübergehendeRediskontierung von

eigenen Wechseln
(1) Bis zum 8. August 1948 dürfen die

Landeszentralbanken in Abweichung von
den entgegenstehenden gesetzlichen Vor¬
schriften über die Errichtung der Lan¬
deszentralbanken eigene Wechsel ankau¬
fen , die mit dem Indossament eines
Geldinstitutes versehen sind . Der Dis¬
kontsatz beträgt in diesen Fällen eins
vom Hundert über dem allgemeinen Dis¬
kontsatz .

(2) Die Laufzeit der von den Landes¬
zentralbanken angekauften eigenen Wech -

Zrsfte Verordnung zur
Ergänzung

zw Neuordnung
(1 . Durchf .VO zum Umstellungsgesetz)

Zur Durchführung und Ergänzung des
Dritten Gesetzes zur Neuordnung des
Geldwesens wird hiermit angeordnet :

Artikel I
Altgeldguthaben bei verlagerten

Geldinstituten
(Zu § 1 UG)

8 l
(1) Die Vorschriften des Umstellungs -

gesetzes über die Altgeldguthaben finden
auch auf Reichsmarkguthaben Anwen¬
dung , die von Einwohnern des Wäh¬
rungsgebietes bei solchen Niederlassun¬
gen von Geldinstituten unterhalten wer¬
den , deren Geschäftsbetrieb vor derb
21. Juni 1948 aus einem anderen Gebiet
Deutschlands in das Währungsgebiet ver¬
legt worden ist . Das gleiche gilt für
Verbindlichkeiten aus Einlagen , die nach
dem 8. Mai 1945 bei den vorstehend be¬
zeichneten Niederlassungen gemacht wor¬
den sind , sowie für diejenigen der am
8. Mal 1945 ln Ihren Büchern geführten
Verbindlichkeiten , deren Gläubiger

sei darf nicht mehr als 45 Tage betra¬

gen .
(S) Die Landeszentralbanken dürfen ei¬

gene Wechsel nur bis zum Höchstbetrag
von zehn vom Hundert der gesamten
Verbindlichkeiten des rediskontierenden
Geldinstituts ankaufen .

8 32

Kreditbeschränkungen
Soweit die Bank deutscher Länder

nichts anderes bestimmt , dürfen die Geld¬
institute bis zum 8. August 1948 außer
Wechselkrediten gegen Handelswechsel
oder gegen eigene Wechsel der im § 31
bezeichneten Art und außer Krediten an
die öffentliche Hand keine Kredite ge¬
währen .

6 33

Strafvorschriften
(1) Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren

oder mit Geldstrafe bis zu fünfzigtausend
Deutsche Mark oder mit beiden Strafen
wird bestraft ,

1. wer durch unrichtige oder unvoll¬
ständige Angaben vorsätzlich be¬
wirkt , .

'
a ) daß Altgeldguthäben entgegen den

Vorschriften dieses Gesetzes oder
der Durchführungsverordnungen zu
diesem Gesetz in Neugeldguthojien
umgewandelt oder zur Umwand¬
lung in Neugeldguthaben freige¬
geben werden ,

b ) daß einem Geldinstitut ein grö¬
ßerer Betrag auf Girokonto bei
einer Landeszentralbank gutge¬
schrieben oder einem Geldinstitut ,
einem Versicherer oder einer Bau¬
sparkasse eine höhere Ausgleichs¬
forderung gegen die öffentliche
Hand zugeteilt wird , als ihnen
nach diesem Gesetz oder den
Durchführungs -Verordnungen zu
diesem Gesetz zusteht ;

2. wer vorsätzlich entgegen den Vor¬
schriften dieses Gesetzes oder entge¬
gen den Durchführungsverordnungen
zu diesem Gesetz Altgeldguthaben
ln Neugeldguthaben umwandelt oder
Altgeldguthaben zur Umwandlung ln
Neugeldguthaben freigibt .

(2) Der Versuch ist strafbar .
(3) Sonstige Zuwiderhandlungen gegen

die Vorschriften dieses Gesetzes oder der
Durchführungsverordnungen zu diesem
Gesetz , auch fahrlässige Zuwiderhand¬
lungen , können mit Geldstrafe bis zu
zehntausend Deutsche Mark bestraft wer¬
den .

(4) Die deutschen Gerichte werden , vor¬
behaltlich der Vorschriften von Artikel
VI , Ziffer 10 des Militärregierungsgesetzes
Nr . 2 ermächtigt , im Falle von Verstößen
gegen dieses Gesetz die Gerichtsbarkeit
auszuüben .

8 34
Schlußbestimmungen

(1) Der deutsche Wortlaut dieses Geset¬
zes ist der maßgebende Wortlaut . Die
Vorschriften der Militärregierungsverord -
nung Nr . 3 und des Artikels n Ziff . 5 des
Militärregierungsgesetzes Nr . 4 finden auf
diesen Wortlaut keine Anwendung .

(2) Die Behandlung der Altgeläguthaben
der im § 21 des Währungsgesetzes be¬
zeichneten Art wird durch besondere
Vorschriften geregelt .

(3) Altgeldguthaben der Besatzungs¬
mächte (§ 23 des Währungsgesetzes ) er¬
löschen hiermit .

(4) Die Alliierte Bankkommissipn wird
ermächtigt , Verordnungen zur Durchfüh¬
rung und Ergänzung dieses Gesetzes zu
erlassen .

8 35
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt in den Ländern Bay¬
ern , Bremen , Hessen und Württemberg -
Baden am 27 . Juni 1948 in Kraft .

Anhang
Zum Dritten Gesetz zur Neuordnung

des Geldwesens
(Umstellungsgesetz)

Australien , Belgien , Bolivien , Brasilien ,
Kanada , Chile , China , Columbien , Costa -
Rica , Cuba , Tschechoslowakei , Dänemark ,
Dominikanische Republik , Ecuador , Ägyp¬
ten , Äthiopien , Frankreich , Großbritan¬
nien und Nordirland (einschließlich Bur¬
mas und Ceylons ) , Griechenland , Guate¬
mala , Haiti , Honduras , Island , Indien
(einschließlich Pakistans ) , Iran (Persien ),
Neuseeland , Nikaragua , Norwegen , Pa¬
nama , Paraguay , Peru , Philippinen , Po¬
len , Salvador , Saudi -Arabien , Türkei ,
Südafrikanische Union , Union der So¬
wjetischen Sozialistischen Republiken
(einschließlich der Weißrussischen und
Ukrainischen Sowjetischen Sozialistischen
Republiken ) , Vereinigte Staaten von
Amerika , Uruguay , Venezuela , Jugosla¬
wien .

Durchführung und
des Driften Gesetzes

des Geldwesens
außerhalb Deutschlands leben oder nach
dem 8. Mai 1945 Einwohner des Wäh¬
rungsgebiets gewesen sind .

(2) Auf den Sitz oder den Ort der
Niederlassung im Rechtssinne kommt es
bei den im Abs , 1 bezeichnete Nieder¬
lassungen nicht an . Im Zweifelsfall ent¬
scheidet der Zentralbankrat der Bank
deutscher Länder , ob für ein Geldinstitut
die Voraussetzung des Abs . 1 gegeben ist .

(3) Die Vorschriften des § 2 Abs . 2 des
Umstellungsgesetzes finden auf die Alt¬
geldguthaben Anwendung , die von den
im Abs . 1 bezeichneten Niederlassungen
unterhalten werden .

Artikel II
Anrechnung der Kop.fbeträge und der,

Geschäfisbeträge, Sofortfreigabe
(zu §§ 3 bis 6 UG)

§ 2
Bei der Ermittlung der Beträge , die

zum Ausgleich der Kopfbeträge auf die
Ansprüche auf Umwandlung der Alt¬
geldguthaben anzurechnen sind (5 4
Buchst , a des Umstellungsgesetzes ) , und
bei der Verteilung dieser Beträge , der
Geschäftsbeträge (8 4 Buchst , b des Um -
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etellungsgesetzes ) sowie der nach §8 fl
und 6 des Umstellungsgesetzes zur Um¬
wandlung freizugebenden Beträge auf
die durch ein gemeinsames Reichsmark -
Abwicklungskonto zu einer Konten¬
gemeinschaft verbundenen Altgeldgut¬
haben Ist , solange der Abwicklungsbank
nichts Gegenteiliges bekannt Ist , von den
Personalangaben und den Angaben über
den Stand der Konten in den Vordrucken
A und B auszugehen , hierbei Ist die
durch die Ablieferung und Gutschrift von
Altgeld verursachte Veränderung des
Guthabens auf dem Konto zu berück¬
sichtigen , dem der abgelieferte Geldt -
betrag nach § 12 des Währungsgesetzes
gutzuschreiben ist .

8 3
(1) Weist der Inhaber des Reichsmark -

Abwicklungskontos nach , daß er oder
einer seiner Familienangehörigen den
Kopfbetrag nicht erhalten hat , so ist die
nach 8 2 ermittelte Summe der anzu¬
rechnenden Kopfbeträge entsprechend zu
berichtigen ; ein zu Unrecht angerech¬
neter Betrag ist gegebenenfalls nach¬
träglich zur Umwandlung ln Neugeldgut¬
haben freizugeben . Entsprechendes , gilt ,
wenn der Inhaber des Reichsmark -Ab¬
wicklungskontos nachweist , daß er oder
einer seiner Familienangehörigen nur
einen Teil des ihm zustehenden Kopf¬
betrages in Anspruch genommen hat ;
statt der im Regelfall anzurechnenden
fünfhundertvierzig Reichsmark ist in
diesem Fall der neunfache Betrag der
gegen Auszahlung des Teil -Kopfbetrages
abgelieferten Altgeldnoten auf den Um¬
wandlungsanspruch anzurechnen .

(2) Hat der Inhaber des Reichsmark -
AbwiCklungskontos oder einer seiner Fa¬
milienangehörigen den Kopfbetrag nicht
erhalten , und belaufen sich die Gut¬
haben der Kontengemeinschaft nach Ab¬
zug der Beträge , die für ausgezahlte
Kopfbeträge und einen etwaigen Ge¬
schäftsbetrag anzurechnen sind , auf we¬
niger als sechshundert Reichsmark , aber
mindestens auf sechzig Reichsmark , so
sind diese Reichsmarkguthaben in sechzig
Dfeutsche Mark umzuwandeln ; belaufen
sich die Guthaben der Kontengemein -
sChaft ■ auf weniger als sechzig Reichs¬
mark , so ist jede Reichsmark in eine
Deutsche ' Mark umzuwandeln .

(3) Der im Abs . 1 vorgesehene Nach¬
weis kann nur durch eine Bescheinigung
der Kartenstelle erbracht werden , die für
den Anspruchsberechtigten zuständig ist .
Die Bescheinigung ist auf Grund der
karteimäßigen Unterlagen der Karten¬
stelle über die Auszahlung der Kopf¬
beträge an die Empfangsberechtigten zu
erteilen . War der Anspruchsberechtigte
am 20 . Juni 1948 bei der Kartenstelle als
vorübergehend abgemeldet geführt , so
darf die Kartenstelle die Bescheinigung
nur erteüen , wenn die dem Anspruchs¬
berechtigten erteilte Abmeldebestätigung
(Reiseabmeldung oder Q-Schein ) , die ge¬
gebenenfalls von ihm vorzulegen ist ,
nicht gelocht ist oder wenn sich aus dem
Vermerk der Auszahlungsstelle über die
Höhe des ausgezahlten Betrage « (§ 4 der
1. DurchfVO . zum Währungsgesetz ) er¬
gibt , daß der Anspruchsbereehtigte nur
einen Teil des Kopfbetrages in Anspruch
genommen hat ; bei Verdacht der Fäl -
schung ^des Inhalts des Vermerks ist eine
Auskunft der Auszahlungsstelle einzu¬
holen . Entsprechendes gilt , wenn der In¬
haber einer Wanderpersonalkarte oder
eines Schifferstammausweises beantragt ,
ihm eine Bescheinigung darüber auszu¬
stellen , daß er den Kopfbetrag nicht
oder nur zum Teil erhalten hat .

8 4
Nach Feststellung des Gesamtbetrages ,

der nach § 4 Buchst , a des Umstelhings -
gesetzes auf die Umwandlungsansprüche
des Inhabers des Reichsmark -Abwick¬
lungskontos und seiner Familienangehö¬
rigen anzuredtnen ist , hat die Abwick¬
lungsbank diesen Betrag in der nach¬
stehenden Reihenfolge auf die verschie¬
denen Altgeldguthaben des Inhabers des
Relchsmark -Abwieklungskontos und sei¬
ner Familienangehörigen zu verteilen :

1. Werden bei der AbwiCklungsbank
oder anderen Geldinstituten Alt¬
geldguthaben unterhalten , die hin¬
ter dem insgesamt anzurechnenden
Betrag Zurückbleiben , so sind zu¬
nächst diese Guthaben für die An¬
rechnung der Kopfbeträge hcrau -
zuziehen , und zwar beginnend mit
dem kleinsten Guthaben .

2. Soweit nicht nach Ziff . 1 verfahren
werden kann , sind die Konten bei
anderen Geldinstituten vor den
Konten bei der Abwicklungsbank
heranzuziehen .

3. Im Rahmen der durch Ziff . 1 und S
gegebenen Reihenfolge sind zu¬
nächst die Konten des Inhabers des
ReiChsmark - Abwicklungskontos , so¬
dann diejenigen der Ehefrau und
schließlich diejenigen der Kinder ,
beginnend mit dem ältesten Kind ,
für den Ausgleich der Kopfbeträge
heranzuziehen .

8 S
(1) Die nach 8 4 Buchst , b des Umstel -

lungsgesetzes auf den Umwandlungs¬
anspruch anzurechnenden Geschäfts¬
beträge sind in nachstehender Reihen¬
folge auf die verschiedenen Altgeldgut¬
haben des Empfängers und gegebenen¬
falls seiner Familienangehörigen zu ver¬
teilen :

1. zunächst sind dde Altgeldguthaben
dies Empfängers bei dem Geldinstitut ,
bei dem der Gesciläftsbetrag in An¬
spruch genommen worden ist , heran¬
zuziehen ; ist der Geschäftsbetrag bei
mehreren Geldinstituten in Anspruch
genommen worden , so sind zunächst die
Altgeldguthaben des Empfängers bei
Jedem dieser Geldinstitute zum Aus¬
gleich des dort in Anspruch genom¬
menen Teils des Geschäftsbetrages
heranzuziehen . Soweit danach noch ,
auf andere Altgeldguthaben zurück -
gegrifTen werden muß , sind gegebe¬
nenfalls zunächst diejenigen Altgeld¬
guthaben des Empfängers heranzu¬
ziehen , dte hinter dem noch anzurech¬
nenden Restbetrag Zurückbleiben .

2. Reichen die Altgeldguthaben - de *
Empfängers zum Ausgleich des Ge¬
schäftsbetrages nicht aus , so ist auf
die zu demselben Reichsmark -Abwick¬
lungskonto gehörenden Altgeldguthaben

des Ehegatten und der Kinder de *
Empfängers zurückzugreifen ; hierbei
ist nach 8 5 Ziff . 1 bis 3 zu ver¬
fahren .

8 6
(1) Ein nach 8 3 Abs . 1 Satz 1 des Um¬

stellungsgesetzes zur , .Umwandlung ln
Neugieldguthaben freizugebender Betrag
ist in nachstehender Reihenfolge auf die
Altgeldguthaben des Inhabers des ReiChs -
mark -Abwieklungskontos und seiner Fa¬
milienangehörigen zu verteilen :

1. Zunächst sind die bei der Abwick¬
lungsbank unterhaltenden Altgeldgut¬
haben zur Umwandlung freizugebem
und erst danach dte Altgeldguthaben
bei anderen Geldinstituten .

2. Im Rahmen der nach Ziff . 1 gegebe¬
nen Reihenfolge sind zunächst die
Altgeldguthaben des Inhabers des
Reichsmark -AbwiCklungskontos , so¬
dann diejenigen der Ehefrau und
schließlich diejenigen der Kinder , be¬
ginnend mit dem ältesten Kinder , zur
Umwandlung freizugeben .

(2) Ein nach § B Abs . 1 Satz 2 des Um¬
stellungsgesetzes freizugebender Betrag
Ist in nachstehender Reihenfolge zu ver¬
teilen : •

1. Zunächst sind die bei der Abwick¬
lungsbank und sodann die bei an¬
deren Geldinstituten unterhaltenen
Altgeldguthaben des Gewerbetreiben¬
den und Angehörigen eines freien Be¬
rufes , der die Freigabe beantragt hat ,
zur Umwandlung freizugeben .

2. Erst in zweiter Linie sind die Alt¬
geldguthaben der Familienangehöri¬
gen (Ehegattin und Kinder ) des An¬
tragstellers zur Umwandlung freizu¬
geben und zwar ln der im Abs . 1
vorgeschriebenen Reihenfolge .

(3) In den Fällen des § 5 Abs . 2 des
Umsteilungsgesetzes sind zunächst die
Altgeldguthaben bei der Abwicklungs¬
bank , sodann diejenigen bet anderen Geld¬
instituten und in diesem Rahmen zu¬
nächst die Altgeldguthaben der Haupt¬
niederlassung und sodann ’

diejenigen
von Zweigniederlassungen zur Umwand¬
lung in Neugeldguthaben freizugeben .

8 1
(1) Wird ein Altgeldguthaben bei einem

anderen Geldinstitut als der Abwicklungs¬
bank unterhalten (beteiligtes Geldinsti¬
tut ) , so hat die Abwicklungsbank dem
beteiligten Geldinstitut unter gleichzei¬
tiger Unterrichtung des Inhabers des Ab¬
wicklungskontos unverzüglich mitzutei¬
len , daß das dort geführte Konto mit
Vordruck A oder B angemeldet worden
Ist ; ferner ist das beteiligte Geldinstitut
davon zu unterrichten , in welcher Höhe
der Anspruch auf Umwandlung des bei
ihm unterhaltenen Altgeldguthabens für
den Ausgleich von Kopfbeträgen und Ge¬
schäftsbeträgen verbraucht ist und ln
welcher Höhe das Altgeldguthaben sofort
zur Umwandlung in Neugeldguthaben
freigegeben wird (Freigabebeseheid ) .

(2) Im einzelnen muß der Freigabebe¬
scheid enthalten ;

1. Name und Anschrift des Kontoinha¬
bers ,

2. Bezeichnung des Kontos ,
3. den Im Vordruck angegebenen Konto¬

stand (gegebenenfalls unter Berück¬
sichtigung des auf das Konto über¬
wiesenen Gegenwerts der - abgeliefer¬
ten Altgeldguthaben ) ,

4. Reichsmarkbetrag , in dessen Höhe
der Anspruch auf Umwandlung des
Altgeldguthabens ln Neugeldguthaben
nach 8 4 des Umstellungsgesetees ver -

' braucht ist ,
6. ReiclismarkbetTag , in dessen Höhe

das Guthaben auf dem Konto nach
§ 5 des Umstellungsgesetzes zur Um¬
wandlung in Neugeldguthaben frei¬
gegeben wird .

Gegebenenfalls ist in dem Fredgabebe -
seheid darauf hinzuweisen , daß der Ge¬
samtbetrag der zu der Kontengemein -
sehaft (§ 2) gehörenden Altgeldguthaben
nach den Angaben auf Vordruck A oder
B nicht zum Ausgleich der Kopfbeträge
lind der Geschäftsbeträge ' ausreicht .

8 8
D4d Geldinstitute naben auf Grund des

Freigabebescheides zu veranlassen :
1. Auf dem Kontoblatt Jedes zu der

Kontengemeinschaft gehörenden Kon¬
tos ist zu vermerken , daß das Konto
angemeldet worden ist . )

2. Gegebenenfalls , ist ferner zu vermer¬
ken , in welcher Höhe der Anspruch auf
Umwandlung des Guthabens auf dem
betreffenden Konto nach 8 4 des Um -

. Stellungsgesetzes verbraucht ist .
3. Ein von der Abwicklungsbank frei -

gegebener Betrag ist nach 8 2 des Um¬
stellungsgesetzes in Nsugeldguthaben
umzuwandeln , soweit das bei Ablauf
des 20. Juni 1918 vorhandene Altgeld¬
guthaben zuzüglich der nach den Vor¬
schriften des Währungsgesetzes nach¬
träglich eingegangenen Beträge und
abzüglich des nach ZlA 2 verbrauch¬
ten Betrages hierzu ausreicht ; die
Umwandlung ist unter Angabe des
Grundes (§ S Abs . 1 Satz . l , § 5̂ Abs . 1
Satz 2, oder § 5 Abs . 2 des Umstcl -
lungsgesetzes ) auf dem Kontoblatt des
Relchsmarkkohtos zu vermerken .

4. War das bei Ablauf des 20. Juni 1948
vorhandene Altgeldguthaben zuzüglich
der nach den Vorschriften des Wäh¬
rungsgesetzes nachträglich eingegan¬
genen Beträge geringer als die ln
Ziff . 4 und 5 des FreigabebesChetdes
bezeichneten Beträge , so hat das Geld¬
institut dre Abwicklungsbank den Un¬
terschiedsbetrag unverzüglich mitzu¬
teilen . •

5. War das bei Ablauf des 20. Juni
1948 vorhandene Altgeldguthaben zu¬
züglich der nach dem Vorschriften
des Währungsgesetzes nachträglich
eingegangenen Beträge höher als der
in Ziff . 3 des Freigabebescheides be -
zeichnete Kontostand , so hat das
Geldinstitut der Abwicklungsbank den
Unterschiedsbetrag unverzüglich mit¬
zuteilen , wenn die Abwicklungsbank
in dem FreigabebesChedd darauf hin¬
gewiesen hat , daß der Gesamtbetrag
der zu der Kontengemelnschaft ge¬
hörenden Altgeldguthaben nach den
Angaben ln den Vordrucken A oder
B nicht zum Ausgleich der Kopfbe¬
träge oder Geschäftsbeträge aus¬

reiche . Enthielt der Frelgabffbescheid
keinen solchen Hinweis , so ist eine
Mitteüung an die Abwicklungsbank
nur erforderlich , wenn das bei Ablauf
des 20 . Juni 1948 vorhandene Altgeld¬
guthaben zuzüglich der nach den
Vorschriften des Währungsgesetzes
nachträglich eingegangenen Beträge
um mehr als ein Fünftel , mindestens
aber um zweitausend Reichsmark
höher war als der von der Abwicklungs¬
bank angegebene Kontostand .

§ 9
Auf Grund einer Mitteilung nach 8 8

Ziff . 4 hat die Abwicklungsbank den Un¬
terschiedsbetrag , soweit möglich, * nach
den Vorschriften der 88 4 bis 6 auf an¬
dere Konten zu verteilen und die betei¬
ligten Geldinstitute sowie den Inhaber
des Reichsmark -AbwiCklungskontos ent¬
sprechend zu unterrichten . Auf Grund ei¬
ner Mitteilung nach 8 8 Ziff . 5 Satz 1 hat die
Abwicklungsbanik das Altgeldguthaben hei
dem Geldinstitut , von dem es diese Mit¬
teilung erhalten hat , nachträglich in dem
notwendigen und möglichen Umfang zum
Ausgleich noch offenstehender Telle der
Kopfbeträge oder Geschäftsbeträge heran¬
zuziehen und hiervon das Geldinstitut
und den Inhaber des Retchsmark -Ab -
wicklungskontos zu unterrichten . Entspre¬
chendes ist gegebenenfalls auf drund
einer Mitteilung nach § 8 Ziff . 5 Satz 2
zu veranlassen , außerdem hat die Ab¬
wicklungsbank ln diesem Falle den Un¬
terschiedsbetrag dem Finanzamt des
Kontoinhabers mitzuteilen .

Artikel III
Aufgaben des Finanzamts

(Zu §§ 5 bis 8 des Umsteilungsgesetzes)
8 10

Das Finanzamt hat die lm Umstellungs¬
gesetz übertragenen Aufgaben in fol¬
gender Reihenfolge zu erledigen :

1. Anträge auf Wiedereinsetzung ln den
voriigten Stand nach 8 8 Abs . 2 des
Umstellungsgesetzes ,

2. Anträge auf Erteilung von Unbedenk¬
lichkeitsbescheinigungen für Sofort¬
freigaben nach § 5 Abs . 2 des Umstel -
lungs Gesetzes ,

8. Anträge auf Erteilung von Unbedenk¬
lichkeitsbescheinigungen für Sofort¬
freigaben nach § 5 Abs . 1 Satz 2 des
Umsteilungsgesetzes ,

4. Prüfung , ob gegen die Steuerpflich¬
tigen , die Ihr Altgeld mit Vordruck B
abgeliefert und angemeldet haben ,
ein Strafverfahren nach 8 7 Abs . 2
des Umstellungsgesetzes einzuleiten
Ist und Genehmigung zur Freigabe
der Altgeldguthaben und den Gut¬
haben auf Festkonto , wenn kein Straf¬
verfahren eingeleitet wird ,

B. entsprechende Prüfung auf Grund
der Vordrucke A, . von Gewerbetrei¬
benden und Angehörigen freier Be¬
rufe ,

6. entsprechende Prüfung auf Grund
aller übrigen Vordrucke . A,

7. -Durchführung der Strafverfahren in
den Fällen der - Ziff .- 4 bis 6.

- 8 ll
(1) Über Anträge auf Erteilung von Un¬

bedenklichkeitsbescheinigungen ist
a) in den Fällen des 8 H Ziff . 2 späte¬

stens am 10. Juli 1948 ,
b ) in den Fällen des 8 11 Ziff . 3 späte¬

stens am 20. Juli 1948
zu entscheiden , wenn der Antrag minde¬
stens fühf Tage vor dem Ablauf der Frist
gestellt wird . Stehen die zweiten Aus¬
fertigungen der Vordrucke A oder B dem
Finanzamt bei Eingang eines Antrags auf
Erteilung einer Unbedenklichkeitsbeschei¬
nigung noch nicht zur Verfügung , so sind
die dritten Ausfertigungen , die der An¬
tragsteller , seine Familienangehörigen
oder Zweigniederlassungen von der Um¬
tauschstelle (8 12 des Währungsgesetzes )
zurückgehalten haben , als Unterlage für
die Entscheidung heranzuziehen . In die¬
sem Falle hat das Finanzamt den auf
dem Vordruck angegebenen Gesamtbetrag
des abgelieferten und angemeldeten Alt¬
geldes mit dem entsprechenden Gesamt¬
betrag auf der zweiten Ausfertigung des
Vordrucks , die es später von der Haupt¬
umtauschstelle erhält , zu vergleichen . Be¬
steht zwischen beiden Beträgen ein nicht
ausreichend begründeter Unterschied , so
ist Strafanzeige wegen Urkundenfälschung
zu erstatten .

(2) Die Erteilung einer Unbedenklich¬
keitsbescheinigung darf nur versagt wer¬
den ,

a ) wenn die Altgeldguthaben des An¬
tragstellers nicht fristgemäß (§ 10 des
Währungsgesetzes , § 8 Abs . 3 des
Umstellungsgesetzes ) angemeldet wor¬
den sind ,

b ) wenn der Antragsteller kein Unter¬
nehmen (§ l Abs . 1 Ziff . 4 des Um¬
stellungsgesetzes ) , Geweubetreibender
oder Angehöriger eines freien Beru¬
fes ist ,

c) wenn der Verdacht besteht , daß der
Antragsteller sich nach Erteilung der
Unbedenklichkeitsbescheinigung sei¬
nen steuerlichen Verpflichtungen ent¬
ziehen konnte .

(3) Die Unbedenklichkeitsbescheinigung
hat dahin zu lauten , daß gegen die So¬
fortfreigabe der im 8 5 des Umstellungs¬
gesetzes vorgesehenen Teilbeträge der
Altgeldguthaben des Antragstellers zur
Umwandlung ln Neugeldguthaben keine
Bedenken bestehen ; dabei Ist der Ge¬
samtbetrag des mit Vordruck A oder B
abgelieferten und angemeldeten Altgeldes
anzugeben .

(4) Die Abwicklungsbank darf die im
8 5 des Umstellungsgesetzes bezeichneten
Teilbeträge von Altgeldguthaben nüi
dann auf Grund von Unbedenklichkeits¬
bescheinigungen zur Umwandlung 'fn
Neugeldguthaben freigeben , wenn ihr die
ersten Ausfertigungen der Vordrucke A
oder B für die Altgeldguthaben des An¬
tragstellers vorliegen . Ist dies nicht der
Fall , so Ist gegebenenfalls Strafanzeige
zu erstatten .

8 12
(1) Das *Finanzamt hat die Freigabe der

Altgeldguthaben zur Umwandlung in
Neugeldguthaben (8 6 des Umstellungsge¬
setzes ) und die Freigabe der Guthaben
auf Festkonto zu genehmigen ,

a ) wenn nach dem Ergebnis der von
dem Finanzamt anzustellenden Prü¬

fung auf Grund der Vordrucke A
oder B kein Strafverfahren einzulei¬
ten ist (8 11 Ziff . 4 bis 8) ,

b) wenn ein auf Grund dieser Prüfung
eingeleitetes Strafverfahren einge¬
stellt oder wenn der Beschuldigte
freigesprochen wird .

(2) Die Abwicklungsbank hat bei den
beteiligten Geldinstituten das nach Abs .
1 »Erforderliche zu veranlassen . Die Geld¬
institute haben die Umwandlung der end¬
gültig freigegebenen Altgeldguthaben auf
den Kontoblättern unter Bezugnahme
auf 8 6 des Umstellungsgesetzes zu ver¬
merken .

8 13
Das Finanzamt hat Unbedenklichkeits¬

bescheinigungen nach § 11 und Genehmi¬
gungsbescheide nach 8 12 der Abwick¬
lungsbank und dem Inhaber des Reichs¬
mark -AbwiCklungskontos zu übersenden .

8 14
(1) Die Verfallserklärungen nach 8 7

Abs . 3 des Umsteilungsgesetzes obliegen
dem Finanzamt , auch soweit sie wegen
einer gerichtlich festgesetzten Geldstrafe
auszusprechen sind . Die Verfallserklärung
ist dem Betroffenen und der Abwiek¬
lungsbank zuzustellen . Wird von der
Verfallserklärung nur ein Teil der Alt¬
geldguthaben oder der Festkonten be¬
troffen , die zu einer Kontengemein¬
schaft (8 2) gehören , so ist ferner anzu¬
geben , ln welcher Höhe die Ansprüche
auf Umwandlung der betroffenen Altgeld¬
guthaben und die Guthaben auf den Fest¬
konten im Einzelnen verfallen sind und
inwieweit somit die Freigabe der zu der
Kontengemeinschaft gehörenden Altgeld¬
guthaben und der Guthaben auf den Fest¬
konten nach 8 7 Abs . 3 Ziff . 1 und 3 des
Umstellungsgesetzes genehmigt wird .

(2) Die Abwicklungsbank hat die betei¬
ligten Geldinstitute (§ 8 Abs . 1) von dem
Verfall der Umwandlungsansprüche aus
den bei ihnen unterhaltenen Altgeldgut¬
haben , gegebenenfalls unter Freigabe des
nicht betroffenen Teils der Altgeldgut¬
haben , 2u unterrichten . Daraufhin haben
die Abwicklungsbank und die beteiligten
Geldinstitute den freigegebenen Teil der
Altgeldguthaben nach § 2 des Umstel¬
lungsgesetzes ln Neugeldguthaben umzu¬
wandeln und auf dem Kontoblatt jedes
Altgeldguthabens , das zu der Kontenge¬
meinschaft gehört , unter Bezugnahme auf
8 7 Abs . 3 des Umstellungsgesetzes zu
vermerken , welcher Teil des Altgeldgüt¬
habens ln Neugeldguthaben umgewan¬
delt wird und in welcher Höhe der An¬
spruch auf Umwandlung des Altgeldgut¬
habens in Neugeldguthaberr verfallen ist .

(3) Die Vorschriften des Abs . 2 finden auf
Festkonten - entsprechende Anwendung .

Artikel IV
Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand für Kriegsgefangene
(zu § 9 ÜG)

8 1B
(1) Die Vorschrift des 8 9 Abs . 1 des

Umstellungsgesetzes findet auf Kriegsge¬
fangene , die nach dem 20. Juni 1948 ent¬
lassen werden , keine Anwendung , wenn
sie ihre Altgeldguthaben binnen einer
Frist von 7 Tagen nach dem Tag ihrer
Entlassung unter Vorlage des Entlassungs¬
scheines nach den -Vorsehriften des Wäh -

Zur Durchführung und Ergänzung des
Dritten Gesetzes zur Neuordnung des
Geldwesens wird verordnet :

8 1
(1) Auf die nach § 10 Abs . 1 des Um¬

stellungsgesetzes einem Geldinstitut gut¬
zuschreibenden Beträge sind die Beträge
anzurechnen , die nach § 8 der Ersten
Durchführungsverordnung zum Währungs¬
gesetz dem Geldinstitut vorläufig gut¬
geschrieben worden sind . Sind die hier¬
nach und nach s 10 Abs . 3 des Umstel¬
lungsgesetzes anzurechnenden Beträge
höher als die nach § 10 Abs . 1 des Um -
slellungsgesetzes gutzuschreibenden Be¬
träge , so ist der Unterschiedsbetrag zu
erstatten .

(2) Ländliche Kreditgenossenschaften ,
die einer Zentralkasse angeschlossen sind
und kein Girokonto bei der Landes¬
zentralbank unterhalten , können ver¬
langen , daß die Ihnen nach § 10 -uAbs . 1
des Umstellungsgesetzes und nacn * 8 8
der Ersten Durchführungsverordnung
zum Währungsgesetz gutzuschreibenden
Beträge zu Ihren Gunsten dem Giro¬
konto ihrer Zentralkasse gutgeschrieben
werden .

I 3
(1) £ u den Verbindlichkeiten der Geld¬

institute aus Einlagen , die durch Um¬
wandlung von Altgeldguthaben entstan¬
den sind (8 10 Abs . 1 des Umstellungs¬
gesetzes ), gehören nicht die von ihnen
den Einlegern gutgeschriebenen oder aus¬
bezahlten Geschäftsbeträge . Die Lancjes -
zentralbanken schreiben den Geldinsti¬
tuten den Gegenwert der Geschäfts¬
beträge - für Rechnung der Bank deut¬
scher Länder auf Girokonto gut . Die
Geldinstitute haben über die von ihnen
ausgezahlten oder gutgeschriebenen Ge¬
schäftsbeträge der Bank 'deutscher Län¬
der durch Vermittlung der Landeszentral¬
banken Rechnung zu legen .

(2) Zu den Verbindlichkeiten der Lan¬
deszentralbanken , die aus der Umstel¬
lung des Geldwesens hervorgehen (§ 10
Abs . 2 des Umstellungsgesetzes ) , gehören

a ) die Betröge , die sie den Geldinsti¬
tuten nach 8 10 Abs . 1 des Umstel¬
lungsgesetzes gutgeschrieben haben ,

b ) die Beträge , die sie den Ländern
nach 8 IS des Währungsgesetzes als
„Erstausstattung der öffentlichen Hand
mit neuem Geld “ gutgeschrieben
haben ,

c ) ihre auf Deutsche Mark umgestellten
Giroverbindlichkeiten gegenüber
Gläubigern , die keine Geldinstitute
sind .

Zu den Verbindlichkeiten der Landes -
zentralbanken gehören nicht die Beträge ,
die sie den Geldinstituten nach Abs . 1
Satz 2 für Rechnung der Bank deutscher
Länder gutgeschrieben haben .

rungsgesetzes bei einer Hauptumtausch -
stelle (8 12 Abs . 1 Ziff . 1 des Währungs¬
gesetzes ) anmelden . Bei Versäumung der
Frist finden die Vorschriften des § 8 Abs .
2 und 3 des Umstellungsgesetzes entspre¬
chende Anwendung .

(2) Deutsche Zahlungsmittel , die einem
Kriegsgefangenen bei der Gefangennah¬
me abgenommen worden sind , können
nach noch zu erlassenden näheren Vor¬
schriften auch nach Ablauf der Frist des
8 10 des Währungsgesetzes und nach Ab¬
lauf der Umtauschfrist für auf Deut¬
sche Mark umgestellte und danach au¬
ßer Kurs gesetzte Kleingeldzeichen un¬
ter Zugrundelegung eines Umrechnungs¬
verhältnisses von zehn Reichsmark oder
Rentenmark für eine Deutsche Mark zu
Gunsten des Kriegsgefangenen ln ge¬
setzliche Zahlungsmittel umgetauscht
werden . Soweit von dem Vorbehalt des
8 2 Abs . 1 Satz 2 des Umstellungsgeset¬
zes ' Gebrauch gemacht wird , erhöht «ich
das Umrechnungsverhältnis entsprechend .

Artikel V
Altgeldguthaben von Personen
außerhalb des Währungsgebiets

8 16
Bel Prüfung der Frage , ob ein Alt¬

geldguthaben nach § 2 Abs . 4 des Um¬
stellungsgesetzes in Neugeldguthaben
umzuwandeln ist , dürfen die Geldinsti¬
tute , solange ihnen nichts Gegenteiliges
bekannt ist , davon ausgehen , daß solch ©
Inhaber von Altgeldguthaben , deren
Wohnsitz , Sitz oder Ort der Niederlas¬
sung nach den Unterlagen des Geldinsti¬
tuts außerhalb des Währungsgebiets liegt ,
in der ’ Zeit vom 21. bis zum 28. Juni
1948 keinen Wohnsitz , Sitz oder Ort der
Niederlassung im Währungsgebiet hat¬
ten und dort auch nicht steuerpflichtig
waren . Die Umwandlung ist auf dem
Kontoblatt unter Bezugnahme -auf § 2
Abs . 4 des Umstellungsgesetzes zu ver¬
merken .

Artikel VI
Steuerliche Vorschriften

8 17
Steuerschulden , für die in einem

Strafverfahren nach § 7 Abs . 2 des Um¬
stellungsgesetzes eine Geldstrafe festge¬
setzt worden ist , sind bei den Steuern
vom Einkommen nicht abzugsfähig . Das
gleiche gilt bei den Steuern vom Ver¬
mögen , die auf einen : or dem 21 . Juni
1948 liegenden Zeit * Unkt festgestellt
werden . m 5 18

Bei den Steuern vom Einkommen
bleiben die Vermögensänderungen , die
durch die Vorschriften des Währungsge¬
setzes , des Umsteilungsgesetzes und der
zu diesen Gesetzen ergehenden Durch¬
führungsverordnungen entstehen , außer
Betracht .

Artikel VII
Amtlicher Wortlaut

§ 19
Der deutsche Wortlaut dieser Verord¬

nung ist der amtliche Wortlaut .

Artikel VIII
Ink reten

§ 20
Diese Verordnung tritt am 27. Juni

194« in Kraft .
Im Auftrag der Militärregierung *

8 3
(1) Die ln Reichsmark gefühften Bü¬

cher der Geldinstitute sind zum 20. Juni
1948 durch eine Reichsmarkschlußbilanz
nebst Gewinn - und Verlustrechnung ab¬
zuschließen . Vom 21. Juni 1948 an dürfen
in der Reichsmarkrechnung der Geld¬
institute lediglich noch diejenigen Bu¬
chungen vorgenommen werden , die durch
die Gesetze zur Neuordnung des Geld¬
wesens und die dazu ergangenen Durch¬
führungsverordnungen ausdrücklich zu¬
gelassen oder zur Bewirkung zugelasse¬
ner Buchungsvorgänge technisch erfor¬
derlich sind , und diejenigen , die der
förmlichen Erstellung der Schlußbilanz
dienen . Alle derartigen Buchungen sind
auf den 20 . Juni 1948 zu valutierea . Für
den Reichsmarkabschluß gelten die all¬
gemeinen Vorschriften über den Jahres¬
abschluß uftd insbesondere die bisher von
den Bankaufsichtsbehörden erlassenen
Bilanzierungsrichtlinien .

(2) Der Reichsmarkschlußbilanz ist ein
erläuternder Beriffit beizufügen , aus dem
für jeden einzelnen Bilanzposten her¬
vorgeht , ob und in welcher Weise die
ln ihm enthaltenen Beträge bis zum
Zeitpunkt der Erstattung des Berichts in
die Deutsche -Mark - Rechnung übergeführt
worden sind . Dabei ist jeweils zu unter¬
scheiden zwischen Beträgen , die auf
Deutsche Mark umgestellt worden sind ,
solchen , für welche die Umstellung auf
Deutsche Mark noch in der Schwebe ist ,
und solchen , für die eine Umstellung
auf Deutsche Mark nicht vorgesehen ist .
Ferner sind unter den Einlagen die Be¬
träge besonders kenntlich zu machen ,
für die der Umwandlungsanspruch nach
§ 4 des Umsteilungsgesetzes durch die
Inanspruchnahme das Kopfbetrages oder
des Geschäftsbetrages verbraucht ist .

(3) Vom 21 . Juni 1948 an haben die
Geldinstitute ihre Bücher in Deutscher
Mark zu führen und alle neuen Ge -
schäftsvorfälle mit Ausnahme der in
Abs . l bezeichneten , in Deutscher Mark
zu verbuchen .

(4) Zur Errechnung der ihnen nach
den §§ 11 und 12 des Umsteilungsgesetzes
zustehenden Ausgleichsforderungen gegen
die öffentliche Hand haben die Geld¬
institute eine besondere Umstellungs¬
rechnung zu erstellen , aus der sämtliche -
aus der Neuordnung des Geldwesens un¬
mittelbar hervorgehenden , auf Deutsche
Mark lautenden Aktiven und Passiven
ersichtlich sind . Sämtliche Buchungen
der Umstellungsrechnung sind , gleichviel
wann die Umstellung des einzelnen Bi¬
lanzpostens tatsächlich vorgenommen
wird , auf den 21. Juni 1948 zu valutieren .
Die Umstellungsrechnung gilt als Eröff¬
nungsbilanz auf den 21 . Juni 1948.

Zweite Durchführungsverordnung
(Bankenverordnung ) zu Gesetz Nr . 63 (UG)
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(8) Die Umstellungsrechnung Ist «m
81 . Dezember 1948 vorläufig abzuschließen .
Sie unterliegt der für den Jahresabschluß
vorgeschriebenen Prüfung . Die Prüfung
bedarf der Bestätigung durch die Bank¬
aufsichtsbehörde , bei der Bank deutscher
Länder durch den Zentralbankrat . Die
Geldinstitute haben die Umstellungs¬
rechnung , den Reicbsmarkabschluß sowie
den Prüfungsbericht spätestens am
31 . März 1949 der Bankaufsichtsbehörde
einzureichen .

(6) Soweit nach dem 31. Dezember 1948
Posten , die bis dahin in der Schwebe
waren , in eine Umstellungsrechnung ein¬
gestellt werden , ist die Ausgleichsforde¬
rung entsprechend zu berichtigen . Das
gleiche gilt , soweit sich nach dem 31 . De¬
zember 1948 herausstellt , daß ein Posten
in die Umstellungsrechnung zu Unrecht
eingestellt worden ist . Abs . 5 gilt ent¬
sprechend . *

(7) Ueber den Stand der Umstellungs¬
rechnung haben die Geldinstitute mit
Ausnahme der Landeszentralbanken und
der Bank deutscher Länder monatlich
den Landeszentralbanken zu berichten .

(8) Näheres über die Erstellung der
Reichsmarkabschlußbilanz und der Um¬
stellungsrechnung bestimmt die Bank
deutscher Länder .

S 4
(1) Die Geldinstitute , mit Ausnahme

der Landeszentralbanken und der Bank *
deutscher Länder , haben in die Umstel -
lungsrechnung einzustellen :
A . Auf der Passivseite :

») ihre auf Deutsche Mark umgestell¬
ten bankgeschäftlichen Verbindlich¬
keiten , getrennt nach Sichtverbind¬
lichkeiten , befristeten Verbindlich¬
keiten und Spareinlagen ,

b ) alle anderen aus der Reichsmarkbi¬
lanz in die Deutsche -Mark -Bilanz
Übergeführten Verbindlichkeiten ,
auch wenn sie auf fremde Währung
lauten , zu den Werten , zu denen .
sie in einer auf den Beginn des 21. Ju¬
ni 1948 aufzustellenden steuerlichen
Eröffnungsbilanz anzusetzen sind .

c) Rückstellungen , bewertet nach den
Grundsätzen , die ^ ür die Bewer¬
tung von Rückstellungen bei der
Vermögensfeststellung auf den er¬
sten Hauptveranlagungszeitpunkt
nach dem 20. Juni 1948 maßgebend
sind , Pensionsrückstellungen jedoch
höchstens zu einem Satz von zehn
Deutschen Mark für jo hundert
Reichsmark der nach § 3 dieser Ver¬
ordnung aufzustellenden Reichsmark¬
schlußbilanz , ^d) als vorläufiges Eigenkapital fünf
Deutsche Mark für je hundert Deut¬
sche Mark der unter a ) bezeichne -
ten Verbindlichkeiten , soweit nicht
in § 5 etwas anderes bestimmt ist .

B . Auf der Aktivseite :
a ) die Beträge , die ihnen nach 9 10

.Abs . 1 des Umstellungsgesetzes gut¬
geschrieben worden sind , unter Be¬
achtung der in § 1 Abs . 1 vorge¬
schriebenen Anrechnungen ,

b ) den Bestand an den auf Deutsche
Mark umgestellten Kleingeldzeichen
der alten Währung am Beginn des
21. Juni 1948 ,

o) ihre auf Deutsche Mark umgestell¬
ten Forderungen mit zehn Deut¬
schen Mark für je hundert Reichs¬
mark ihres Keichsmarknennwertes
oder mit dem geringeren gemeinen
Wert , vorbehaltlich der Aktivierung
eines weitergehenden Anspruchs in
dem Fall , daß von der Ermächti¬
gung des § 16 Abs . 2 des Umstel¬
lungsgesetze » Gebrauch gemacht
wird ,

d) alle anderen aus der Reichsmark -
bilanz in die Deutsche -Mark -Bilanz
übergeführten Vermögenswerte
(Grundstücke , Gebäude , Betriebsein¬
richtungen , Beteiligungen , Wertpa¬
piere und dergleichen ), bewertet
nach den Grundsätzen , die für eine
Vermögensfeststellung auf den er¬
sten Hauptveranlagungszeitpunkt nach
dem 20. Juni 1948 maßgebend sind .

(2) Die in § 22 Abs . 1 des Umstellungs¬
gesetzes bezeichneten Geldinstitute
stellen auf der Passivseite ihrer Umstel¬
lungsrechnung unter ihren bankgeschäft¬
lichen Verbindungen ihre Verpflicht¬
ungen aus den von ihnen ausgegebenen
Pfandbriefen und verwandten Schuld¬
verschreibungen ein .

(3) Die ’im § i Ersten Durchfüh¬
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz
bezeichneten Geldinstitute stellen auf der
Passivseite ihrer Umstellungsrechnung
nur die dort aufgeführten Verbindlich¬
keiten ein ; auf der Aktivseite ihrer Um¬
stellungsrechnung stellen sie nur Ver¬
mögenswerte ein , über die sie in den
Westzonen tatsächllchGund rechtlich ver¬
fügen können .

(4) Macht «in Geldinstitut für eine
Forderung , die vom Reich verbürgt ist
oder deren Einbringlichkeit infolge von
Kriegsschäden oder Kriegsfolgeschäden
sonst zweifelhaft geworden ist , geltend ,
daß der gemeine Wert niedriger sei als
der Regelwert , der sich nach Abs . 1 B
Buchst , c ) ergibt , so kann das Land , in
dem d^s Geldinstitut seinen Sitz hat ,
verlangen , daß ihm die Forderung ohne
Entschädigung abgetreten wird . Dies gilt
namentlich auch für Hypotheken , .die
auf zerstörten oder beschädigten Grund¬
stücken ruhen und für welche die Zin¬
sen nicht oder nicht in der geschuldeten
Höhe einzubringen sind .

§ 5
(1) Statt der ln § f Abs . 1 unter A

d ) vorgesehenen Bemessung des vor¬
läufigen Eigenkapitals kann ein Geldin¬
stitut , wenn sich dabei ein höherer Be¬
trag ergibt , zehn Deutsche Mark für 3«
hundert Reichsmark des Eigenkapitals
(§ 11 des Gesetzes über das Kreditwe¬
sen ) einstellen , das es in der für den
31 . Dezember 1947 aufgestellten Reichs¬
markbilanz ausgewiesen hat . Diese Be¬
fugnis haben jedoch nicht Kreditinsti¬
tute ,

a ) die Nachfolgeinstitute der Deutschen
Bank , der Dresdner Bank oder der
Commerzbank sind ,

» die am 8. Mai 1945 Ihre Hauptnie¬
derlassung außerhalb des Währungs¬
gebietes gehabt haben , oder

c) in deren letzter vor dem 8. Mai 1945
aufgestelltcn handelsrechtlichen Bi¬
lanz ein Besitz an Schuldverschrei¬
bungen des Reich » ausgewiesen wur¬

de , der größer war als das ln der¬
selben Bilanz ausgewiesene Eigen¬
kapital .

(2) Geldinstitute d . öffentlichen Rechts ,
für die öffentlich - rechtliche Gewährträ¬
ger haften , stellen abweichend von § 4
Abs . 1 unter A d ) drei Deutsche Mark
für je hundert Deutsche Mark der dort
bezeichneten Verbindlichkeiten als vor¬
läufiges Eigenkapital ein .

9 8
(1) Die Irandeszentralbanken haben ln

Ihre Umstellungsrechnung einzustellen :
A . Auf der Passivseite :

a) die Beträge , die sie nach 9 10 Abs . 1
des Umstellungsgesetzes den Geldin¬
stituten auf Girokonto gutgeschrieben
haben ,

b) die Beträge , die sie den Ländern
nach § 15 de » Währungsgesetzes als
Erstausstattung der Öffentlichen Hand
mit neuem Geld gutgeschrieben ha¬
ben ,

c) ihre auf Deutsche Mark umgestellten
Giroverbindlichkeiten ,

d ) alle anderen aus der Rejchsmark -
bilanz in die Deutsche -Mark -Bilanz
übergeführten Verbindlichkeiten und
Rückstellungen unter sinngemäßer
Anwendung der in § 4 Abs . 1 unter
A . b ) und c) aufgestellten Grund¬
sätze ,

• ) als Eigenkapital hundert Deutsche
Mark für je hundert Reichsmark des
gesetzlichen Grundkapitals ;

B . Auf der Aktivseite :
^ a ) die Beträge , die ihnen nach 9 10 Aba .

2 des Umstellungsgesetzes von der
Bank deutscher Länder gutgeschrie¬
ben worden sind ,

b ) den Bestand an den auf Deutsche
Mark umgestellten Kleingeldzeichen
der alten Währung zu Beginn des
21 . Juni 1948 ,

c) alle anderen aus der Reichsmaak -
bilanz in die Deutsche -Mark -Bilanz
übergeführten Vermögenswerte , be¬
wertet unter sinngemäßer Anwen¬
dung der in § 4 Abs . 1 unter B . c)
und d ) aufgestellten Grundsätze ,

d ) die Beteiligung an der Bank deut¬
scher Länder mit hundert Deutschen
Mark für je hundert Reichsmark de»
bisherigen Nennwertes .

Die Vorschriften des 9 4 Abs . 3 gelten
entsprechend .

9 7
(1) Die Bank deutscher Länder hat in

ihre Umstellungsrechnung einzustellen :
A . Auf der Passivseite :

a ) die als Kopfbeträge nach dem Zwei¬
ten Abschnitt des Währungsgesetzes
in Umlauf gesetzten Noten ,

b ) die Beträge , die den Geldinstituten
für die Geschäftsbeträge gutgeschrie¬
ben worden sind (§ 17 des Währungs¬
gesetzes in Verbindung mit § 2 dieser
Verordnung ) ,

c) die den Landeszentralbanken nach
§ 10 Abs . 2 des Umstellungsgesetzes
gutgeschriebenen Beträge ,

d ) die den Eiseiri *ahn - und Postverwal¬
tungen nach § 16 des Währungsgeset¬
zes zur Verfügung gestellten Beträge ,

• ) alle anderen von der Reichsmark¬
bilanz in die Deutsche -Mark -Bilanz
übergeführten Verbindlichkeiten und
Rückstellungen unter sinngemäßer
Anwendung der in § 4 Abs . 1 unter
A . b ) und c) aufgestellten Grundsätze ,

f) als Eigenkapital hundert Deutsche
Mark für je hundert Reichsmark des
gesetzlichen Grundkapitals ;

B . Auf der Aktivseite :
a ) Devisenbestände zu ihrem vorge¬

schriebenen Umrechnungssatz in
Deutscher Mark ,

b ) den Bestand an den auf Deutsche
Mark umgestellten Kleingeldzeichen
der alten Währung am Beginn des
21 . Juni 1948,

c) alle anderen aus der Reichsmark¬
bilanz in die Deutsche -Mark -Bilanz
übergeführten Vermögenswerte , be¬
wertet unter sinngemäßer Anwen¬
dung der in § 4 Abs . l unter B . c)
und d ) aufgestellten Grundsätze .

9 8
Übersteigen nach dem Ergebnis der

Umstellungsrechnung die Passiven eines
Geldinstituts seine Aktiven , so wird ihm
iß Höhe des Unterschiedsbetrages eine
mit drei vom Hundert jährlich verzins¬
liche Ausgleichsforderung gegen die öffent¬
liche Hand zugeteilt . Übersteigen die Ak¬
tiven die Passiven , so wird der Unter¬
schiedsbetrag dem Eigenkapital zuge¬
schlagen . Würde hierbei jedoch das Ei¬
genkapital einen höheren Betrag errei¬
chen als hundert Deutsche Mark für je
hundert Reichsmark des Eigenkapitals ,
das in der für den 31 . Dezember 1947
aufgestellten handelsrechtlichen Bilanz
ausgewiesen wird , so fällt der Uberschuß
dem Lande zu , in dem das Geldinstitut
seinen Sitz hat . Die Bankaufsichtsbehörde
bestimmt , in welcher Weise der Über¬
schußbetrag an das Land abzuführen ist .

9 9
Wird einem anderen Geldinstitut als

einer Landeszentralbank oder der Bank
deutscher Länder eine Ausgleichsforde¬
rung zugeteilt , so kann die Zuteilung
nach Anhörung der Landeszentralbank
von der Erfüllung von Auflagen der Bank¬
aufsichtsbehörde abhängig gemacht wer¬
den (§ 11 Abs . 1 des Umstellungsgesetzes ) .
Einem Geldinstitut kann namentlich auf¬
erlegt werden , durch Ausgabe neuer Ak¬
tien , Schaffung neuer Stammeinlagen
oder Aufnahme neuer Gesellschafter ein
angemessenes Eigenkapital zu beschaffen
oder sich mit einem anderen Geldinstitut
zusammenzuschließen . Die Bankaufsichts¬
behörde kann nach Anhörung der Lan¬
deszentralbank auch die Liquidation eines
Geldinstitutes und die Übertragung seiner
Bestände auf ein anderes Geldinstitut
verlangen . Für die Erfüllung der Auf¬
lagen sind angemessene Fristen zu setzen .
Tm Falle einer Liquidation kann die Höhe
der Ausgleichsforderung dahin beschränkt
werden , daß nur die Verbindlichkeiten
in der Umstellungsrechnung gedeckt sind ;
die Bankaufsichtsbtehörde kann in einem
solchen Falle alle Maßnahmen treffen ,
die sie zum Schutze der Einleger für
notwendig hält .

§ 10
(1) Schuldner einer Ausgleichsforderung

(9 u Abs . t des Umstellungsgeeetzts ) lat

grundsätzlich das Land , in dem das Geld¬
institut seinen Sitz oder Ort der Nieder¬
lassung hat . Dies gilt auch für die Post¬
scheckämter .

(2) Schuldner der den Postscheckämtern
zugeteilten Ausgleichsforderungen sind ,
soweit die Ämter ihren Sitz tm Ver¬
einigten Wirtschaftsgebiet haben , das
Vereinigte Wirtschaftsgebiet und , soweit
sie ihren Sitz im französischen Besat¬
zungsgebiet haben , die Länder dieses Be¬
satzungsgebietes .

(3) Schuldner der der Bank deutscher
Länder zugeteilten Ausgleichsforderun -
gen gegen die öffentliche Hand sind das
Vereinigte Wirtschaftsgebiet und die Län¬
der des französischen Besatzungsgebietes ;
die Aufteilung auf diese Schuldner be -
mißt sich danach , in welchem Verhältnis
die auf die - einzelnen Gebiete entfal¬
lenden Verbindlichkeiten der Bank deut¬
scher Länder zueinander stehen .

(4) Die gesetzgebenden Körperschaften
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und

Zur Durchführung und Ergänzung des
Dritten Gesetzes zur Neuordnung des
Geldwesens wird verordnet :

§ 1
Begriffsbestimmungen

Die in dieser Verordnung verwen¬
deten Bezeichnungen „Versicherungs¬
unternehmen “ oder „Rückversicherungs¬
unternehmen “ umfassen alle Versiche -
rungsuntemehmen , die im Währungs¬
gebiet ihren Sitz haben oder eingetragen
sind oder denen nach deutschem Recht
die Erlaubnis zum Betrieb des Versiche -
rungs - oder Rückversicherungsgeschäftes
erteilt worden ist . Sie umfassen auch
alles in diesem Gebiet befindliche Ver¬
mögen von Versicherungsunternehmen ,
die ihren Sitz außerhalb des Gebietes
haben .

2. Die in dieser Verordnung verwen¬
dete Bezeichnung „nicht abgelaufener
Teil des Risikos “ ist die Zeitspanne vom
21 . Juni 1948 und dem Zeitpunkt , an dem
die nächste Prämienzahlung für eine
Versicherung fällig wird .

§ 2
Allgemeine Bestimmungen

1. Das Moratorium gemäß § 4 des
Währungsgesetzes kann bei Versiehe -
rungs - und Rückversicherungsunterneh¬
men von . der zuständigen Aufsichts¬
behörde solange ausgedehnt werden , wie
es zur Durchführung dieser Verordnung
für ein Unternehmen notwendig ist . Die
Ausdehnung des Moratoriums ist auf die
für Versicherungs - uhd Rückversiche¬
rungsunternehmen aus .ihren Versiche¬
rungs - oder Rückversicherungsverträgen
entstandenen Verbindlichkeiten zu be¬
schränken .

2. Von Versicherungs - oder Rüdever¬
sicherungsunternehmen an Agenten und
Makler noch nicht gezahlte fällige Ver¬
mittlergebühren , die sich auf in Reichs¬
mark eingegangene Prämien beziehen ,
sind nach den Bestimmungen über be¬
stehende Forderungen zahlbar . Jede
mündliche oder schriftliche Abrede , daß
die Zahlung solcher Vermittlergebühren
bis nach der Geldreform aufgeschoben
und dann zum vollen Nennwert in neuer
Währung bewirkt werden soll , wird für
nichtig erklärt .

I I

Auflösung von Lebensversicherungs¬
verträgen bei Nichtbezahlung von

Folgeprämien
1. Falls am 20. Juni 1948 der Versiche¬

rungsnehmer ln der Lebensversicherung
eine seit zwölf Monaten oder länger fäl¬
lige Folgeprämie nicht bezahlt hat , gilt
das Versicherungsverhältnis von diesem
Tage als gekündigt . Die Versicherung■wird , falls inöglich , ln eine prämienfreie
Versicherung umgewandelt .

2. Im Falle des Absatz 1 sind die Be¬
stimmungen des Gesetzes über den Ver¬
sicherungsvertrag vom 30 . Mai 1908 (BGBl .
S . 203) ln der jetzt geltenden Fassung
über die Kündigung des Versicherungs¬
verhältnisses und die Vertragshilfever¬
ordnungen nicht anzuwenden .

3. Das Versicherungsunternehmen kann
im Falle des Absatz 1 die Zahlung aus¬
stehender Prämien nur dann fordern ,
wenn der Versicherungsfall vor dem
21. Juni 1948 eingetreten ist . Die An¬
sprüche aus solchen Versicherungen un¬
terliegen den Bestimmungen über be¬
stehende Forderungen . Das Recht des
Versicherungsunternehmens , die Leistung
ganz oder teilweise zu verweigern , bleibt
unberührt .

4. Falls auf Grund des Absatz 1 eine
Lebensversicherung ln eine prämienfreie
Versicherung umzuwandeln oder der
Rückkaufswert auszuzahlen Ist , so ist
die Berechnung auf das Ende der Ver¬
sicherungsperiode abzustellen , für welche
die Prämie ganz oder teilweise bezahlt
worden Ist , frühestens jedoch auf den
Schluß der Versicherungsperiode , ln
welche der 8. Mal 1945 fällt .

5. Ist ein Versicherungsnehmer , dessen
letzter inländischer Wohnsitz Im Wäh¬
rungsgebiet war , zur Zelt noch kriegs¬
gefangen , vermißt oder auf Grund seiner
deutschen Staatsangehörigkeit im Aus¬
land interniert , so kann er Im Falle des
Absatz 1 verlangen , daß der Vertrag In¬
nerhalb von sechs Monaten nach seiner
Rückkehr wieder in Kraft gesetzt wird .
Ergeben sich aus der Anwendung des
Absatz 1 für die Versicherungsnehmer
unbillige Härten , so kann die - Aufsichts¬
behörde abweichende Verordnungen er¬
lassen .

6. "Absatz 1 findet keine Anwendung ,
wenn das Versteherungsverhältnis gemäß
5 39 des Gesetzes über den Versiche¬
rungsvertrag von dem Versicherungs -
untemehmen vor dem II . Juni 1(48 ge¬
kündigt worden lat .

7. Versicherungen , die nah Absatz 1
und 8 ln prämienfreie Versicherungen
umgewandelt werden oder bereits vor
Erlaß dieser Verordnung in prämien¬
freie Versicherungen umgewandelt wa¬
ren , werden gemäß } 6 Absatz 2 umge -
6teilt .

der Länder des französischen Besatzungs¬
gebietes können die Eisenbahn - und
Postverwaltungen zur Übernahme eines
angemessenen Teils der Ausglelchslast
verpflichten .

(5) Soweit ein Geldinstitut Niederlas¬
sungen ln mehreren Ländern unterhält ,
bestimmen die Finanzminister dieser
Länder gemeinsam , wie die Ausgleichs¬
last auf die beteiligten Länder aufzutei¬
len Ist . Kommt eine Einigung nicht zu¬
stande , so bestimmt die Bank deutscher
Länder die Aufteilung .

§ 11
(1) Die Ausglelchsforderungen sind Buch¬

forderungen . Sie sind vom Schuldner auf
Grund der nach § 3 Abs . 5 bestätigten
Umstellungsrechnung ln ein Schiuldbuch
einzutragen ; in den ' Fällen des § 3 Abs . 6
ist die Eintragung zu berichtigen . Die
Ausgleichsforderungen ländlicher Kredit¬
genossenschaften können für ihre Rech¬
nung auf den Namen ihrer Zentralkasse
eingetragen werden .

§ «
Unternehmen mit Sitz außerhalb des

Währungsgebietes
Außer im Falle des § 8 Absatz 2 ha¬

ben Versicherungs - oder Rückversiche¬
rungsunternehmen mit Sitz außerhalb
des Währungsgebietes die in irgendei¬
nem Teil Deutschlands außerhalb des
Währungsgebietes befindlichen Aktiven
und Passiven in die Deutsche -Mark -Bi -
lanz nicht einzubeziehen .

» 8

Ausgleichsforderungen
1. Die Landesregierung , ln deren Ge¬

biet sich der Sitz eines Versicherungs¬
oder Rttckversicherungsuntemehmens be¬
findet , Ist für die Ausgabe von Aus¬
gleichsforderungen verantwortlich . Sie
kann jedoch von anderen Landesregie¬
rungen des Währungsgebietes verlangen ,
daß sie zu den Ausgleichsforderungen
nach Maßgabe des geschätzten . Prämien -
aufkommens des betreffenden Unter¬
nehmens ln diesen Ländern beitragen .
Bel Versicherungs - oder Rückversiche -
rungsuntemehmen mit Sitz außerhalb
des Währugsgebietes ist ihre Hauptver¬
waltung im Währungsgebiet für die
Durchführung dieser Bestimmung als
Sitz des Unternehmens anzusehen .

2. Tritt zugunsten des Versicherungs -
Unternehmens bei Aktiven , die nach den
Bestimmungen des § 24 Abs . 6 des Um¬
stellungsgesetzes abgeschrieben worden
sind , eine Wiederherstellung des Wertes
ein , so hat das Land einen Anspruch
auf Rückgabe von Ausgleichsforderun¬
gen Im Verhältnis der gewährten Be¬
träge , jedoch nicht höher als ihr Ge¬
samtbetrag .

< <
Abwertung von Verbindlichkeitenaus
Lebens- und Rentenversicherungen

A. Lebensversicherung
L Alle Lebensversicherungen , für die

eine Prämienreserve zu bilden ist , un¬
terliegen folgenden Bestimmungen :

a) Die Prämienreserve am 21 . Juni 1948
einschließlich angewachsener Ge¬
winnteile wird durch Ersetzung von
je zehn Reichsmark durch eine

. Deutsche Mark umgestellt ;
b ) Die Prämienreserve vom 21 . Juni

1948 erhöht sich ln Auswirkung von
Maßnahmen nach § 16 Absatz 2 des
Umstellungsgesetzes entsprechend ;

e) Die Prämien sind in Höhe des ver¬
einbarten Nennbetrages in Deutscher
Mark zu entrichten .

2. Bei Lebensversicherungen , für die
keine Prämienreserve zu bilden Ist ,
werden Versicherungssumme und zu¬
künftige Prämienrate durch Ersetzung
von je einer Reichsmark durch eine
Deutsche Mark umgestellt .

B. Sonstige Versicherung
3. Rentenversicherungen , für die der

volle Kaufpreis gezahlt ist , unterliegen ,
folgenden Bestimmungen ;

a ) Die Rentenansprüche werden durch
. Ersetzung von Je zehn Reichsmark

durch eine Deutsche Mark umge¬
stellt ;

b ) Die Rentenleistungen werden in
Auswirkung von Maßnahmen gemäß
I 16 Abs . 2 des Umstellungsgesetzes
entsprechend und rückwirkend er¬
höht .

4. Rentenversicherungen , für die der
volle Kaufpreis noch nicht gezahlt ist ,
unterliegen folgenden Bestimmungen :

a) Der Rentenanspruch wird ln einen
bereits bezahlten und einen noch
unbezahlten Teil zerlegt ; die Be¬
stimmungen des Abs . 3 werden nur
auf den bereits bezahlten Teil des
Rentenanspruches angewendet ;

b ) Weitere Zahlungen an das Versi -
cheruuhgsunternehmen für den Kauf
der Rentenversicherung erfolgen ln
Höhe des vereinbarten Nennbetragesln Deutschei Mark .

5. Laufende Versicherungen bleiben an¬
stelle von Reihsmark mit dem gleichen ’
Nennbetrag in Deutscher Mark ln Kraft .
Der vom 21. Juni 1948 ab bis zum näch¬
sten Prämienfälligkeitstermin laufende
Zeitraum der Deckung wird ln dem
Verhältnis gekürzt , das für Verpflich¬
tungen in Reihsmark gilt . Wenn nah
Art der Versicherung die Anwendung '
dieses Grundsatzes nicht zweckmäßig er¬
scheint , hat der Versicherungsnehmer in
Deutscher Mark 90 vom Hundert des
Reichsmarknennbetrages nahzuzahlen ,der als Versicherungsprämie für die
Zeitspanne vom 21. Juni 1948 bis zum
Ende des ursprünglich gedeckten Zeit¬
raumes zu zahlen gewesen wäre .

8, Fällt das Ende der Deckung nach
Absatz 9 in einen Zeitraum von IS Ta¬
gen nah dom 21. Juni 1948. so kann der
Versicherungsnehmer während dieses
Zeitraumes kündigen . Die Prämie ist
alsdann für den zusätzlich gedeckten
Zeitraum zu zahlen .

7. Ansprühe aus Haftpflicht - , Unfall -
Oder ähnlichen Versicherungen , die vor

(2) Die Ausgleichsforderung gilt in
ihrem gesamten Betrag als am 21. Jilnl
1948 entstanden ; siie ist von diesem Tage
an zu verzinsen . Die Zinsen sind den
Gläubigem halbjährlich , erstmals zum
31. Dezember 1948, zu vergüten .

(3) Das in § 11 Abs . 3 des Umstellungs¬
gesetzes vorgesehene Recht der Landes »
Zentralbanken und der Bank deutscher
Länder , Ausgleihsforderungen zu be¬
leihen und anzukaufen , kann schon vor
der Eintragung einer Ausgleichsforde¬
rung im Schuldbuch ausgeübt werden .
Das gleiche gilt für den Rückerwerb
eüner Ausgleichsforderung durch ein
Geldinstitut . Im übrigen ist die Veräuße¬
rung einer Ausgleichsforderung vor Ihrer
Eintragung ins Schuldbuh unzulässig .

i 12
Der deutsche Wortlaut dieser Verord¬

nung Ist der maßgebende Wortlaut .
S 13

Diese Verordnung tritt am 27. Juni 1( 49
in Kraft .

Im Auftrag der Militärregierung ,

dem 21. Juni 1948 entstanden siitd , wer¬
den nah den Bestimmungen über be¬
stehende Forderungen behandelt .

C . Allgemeine Bestimmungen
8. Eine Wlederesrhöhung der Leben * ,

oder Rentenversicherung bis zur ur¬
sprünglichen Versicherungssumme oder
bis zum ursprünglichen Rentenwert durch
Ersetzung von je einer Reichsmark durch
eine Deutsche Mark ist dem Versiche¬
rungsnehmer von der VersAcherungs -
untemehmung ohne Rücksicht auf einge¬
tretene Beeinträchtigungen seiner Ge¬
sundheit oder vorgenommener Berufs¬
wechsel einzuräumen . In Verfolg von
Maßnahmen nah § 16 Abs . 2 des Umstel¬
lungsgesetzes werden besondere Vor¬
schriften für Versicherungen außerhalb
der Lebensversicherung ergehen .

9. Wenn eine Kapital - oder Rentenver¬
sicherung aus einer Verbindung von zwei
oder mehreren der in den vorangegan¬
genen Bestimmungen dieser Verordnung
aufgeführten Versiherungsarten besteht ,wird eine solhe Versicherung aufgeteilt
und jeder Teil wird gemäß den auf ihn
anzuwendenden Vorschriften behandelt .

I T
Nicht erstattete Ansprüche

t Auf Ansprühe aus Versicherungsfäl¬
len und Schadensereignissen , dl « " vor
dem 21. Juni 1948 eingetreten sind und
für die Zahlungen geleistet werden müs¬
sen , sind die Bestimmungen über be¬
stehende Forderungen anzuwenden .

2. Sind aus Versicherungsfällen , die vor
dem 21 . Juni 1948 eingetreten sind , mit
Ausnahme der im Abs . 3 und 4 behan¬
delten , Ansprüche entstanden , für die
nur Naturalersatz zu leisten ist , so ist
die Verbindlichkeit auf der Grundlage
der geschätzten Kosten des Naturaler¬
satzes am 20 . Juni 1948 in Reihsmark
zu bewerten und gemäß den Bestimmun¬
gen über bestehende Forderungen zu be¬
handeln .

s. Bel Ansprühen aus Versicherungen ,die bei der Deutschen Krlegsvesrsihe -
rungsgemednschaft rückgedeckt worden
sind , geht die Verbindlichkeit des Ver -
sicherungsuntemehmens gegenüber dem
Versicherten auf die Deutsche Kriegsver -
slcherungsgememschaft über und wird nicht
in die Deutsche -Mark -Eröffttungsbilanz
einbezogen . Das Vermögen der Deutschen
Kri egsversiherungsgemednsehaft wird um -
gestellt ung bleibt gesperrt , bis von der
Militärregierung eine Auszahlung geneh¬
migt wird .

4. Wenn ein Versichernngsuntemehmen
im Namen oder für Rechnung des Reiches
gehandelt oder unter einer vom Reih
gegebenen Garantie besondere Geshäfte
betrieben hat , werden diese und alle
dem Unternehmen vom Reich zugewie¬
senen besonderen Mittel von dem übri¬
gen Geschäft des Unternehmens getrennt ,
umgestellt und bleiben gesperrt , bis von
der Militärregierung eine Auszahlung ge¬
nehmigt wird .

I I

Verschiedenes
1. Hat ein versdherungsuntsmehmiem

auf einen Versicherungsschein Voraus¬
zahlungen geleistet , so sollen diese für
die Anwendung dieser Verordnung als
Darlehen des Versicherungsuntemehmens
auf den Versicherungsschein angesehen
und nah den Bestimmungen über be¬
stehende Forderungen behandelt werden .
Prämien , die an Versicherungs - und
Rückversich/erungsuntemehmen bereits ln
Reichsmark gezahlt worden sind , aber
erst nah dem 20. Juni 1948 fällig wer -?
den , sind wie bestehende Forderungen
zu behandeln .

2. Wenn ein Verslherungsuntemehmen
seinen Sitz im Währungsgebiet hat , wer¬
den alle ln Groß -Berlin bestehenden
Aktiven und Passiven ln der Deutsehe -
Markt -Eröffnungsbilanz getrennt ausge¬wiesen .

3. Rückversicherungsverbindllchkeiten
gegenüber Versicherungsunternehmen
werden dem Grundsatz nah wie die
Verbindlihkelten des Erstversicherers
behandelt .

4 . Wenn die Aufsichtsbehörden es zur
Wahrung der Interessen der Versiche¬
rungsnehmer für erforderlih halten ,können sie weitere Vorschriften für ein¬
zelne Verslherungsuntemehmen mit dem
Sitz oder der Hauptverwaltung im Wäh¬
rungsgebiet oder für einzelne Versihe¬
rungsarten für ihre Aufslhtsberelhe
treffen .

B. Der deutsche Text dieser Verord¬
nung Ist der amtliche Text .

5 9
Diese Verordnung tritt mit Wirkungvom 27. Juni 1948 in Kraft .

im Aufträge der Militärregierung .

Dritte Durchführungsverordnung (Versicherungs¬
verordnung ) zu Gesetz Nr . 63 (Umstellungsgesetz )
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